
Österreichische� Top-Mana
gerInnen verdienen laut 
AK das 48-fache eines 
Durchschnittsgehalts. Ma-
nagementgehälter sind in 
Österreich für Großunter-
nehmen großteils steuer-
frei. Die 16 größten Kon-
zerne haben 2011 3,9 Mrd. 
Euro Gewinn gemacht, fast 
so viel wie vor Beginn der 
Finanzkrise 2008.

Doch investiert wird 
nicht, das ist den Konzer-
nen nicht profitabel ge-
nug. Sie rechnen mit einer 
Verschärfung der Wirt-
schaftskrise. Der Stahlrie-
se Voest hat in den vergan-
genen Jahren seine Inves-
titionen um 22% verrin-
gert. Auch werden kaum 

neue Leute eingestellt. Die 
Löhne der Beschäftigten 
stagnieren, während die 
Konzernchefs das Geld 
horten. Gleichzeitig leiden 
arbeitende Menschen un-
ter steigenden Preisen.

Die Unternehmer üben 
sich in Drohgebärden. Bei-

spiel Kollektivvertrag (KV) 
Metallbranche: Dieser 
wurde durch die Unter-
nehmen gekündigt – wie 
auch in anderen Branchen. 
Sie wollen Sparten- und 
Hausverträge mit den Ge-
werkschaften abschließen. 
Die Löhne sollen gedrückt 
werden. Die Gewerkschaft 
muss diese Angriffe ent-
schieden zurückweisen. 
Der Kollektivvertrag muss 
verteidigt werden. Aber 
das darf nicht auf Kosten 
eines schlechten Gehalts- 
oder Arbeitszeitabschlus-
ses passieren! 

Ein weiteres Beispiel ist 
der Werbe-KV: Nach mo-
natelangem Hinhalten und 
erst infolge von Protesten 

wurde der Abschluss an 
der Inflationsrate bemes-
sen. „Wir brauchen eine 
spürbare Gehaltserhöhung, 
die weit über der Teue-
rungsrate liegt,“ fordert 
Irene Müller, Betriebsrä-
tin bei Wohnservice Wien. 

„Wenn die ArbeitgeberIn-

nen blockieren, müssen 
zügig Kampfmaßnahmen 
organisiert werden.“

Das gilt auch für ande-
re Branchen: Damit bei der 
Herbstlohnrunde ein Ab-
schluss weit über der Teu-
erungsrate möglich ist, 
braucht es überall rasch 

B e t r i e b s ve r s a m m l u n-
gen. Dort müssen die For-
derungen der Belegschaft 
diskutiert und - wo nötig 

- auch Streikbeschlüsse ge-
fällt werden. Schließen wir 
uns in den Betrieben zu-
sammen, organisieren wir 
eine Bewegung, die unsere 
Forderungen nach außen 
trägt! So bringen wir auch 
die Gewerkschaften dazu, 
unsere Interessen zu ver-
treten.	 Christian Bunke

Die SLP fordert: 

FF den Metall-KV 
verteidigen! 
FF Für Lohnerhöhungen 
deutlich über der 
Teuerungsrate!
FF Für eine lebendige 
Kampagne: Demons-
trieren! Streiken!
FF Keine Abschlüsse ohne 
vorherige Abstimmung 
in den Betrieben!

Sozialistische LinksPartei (Österreichische Sektion des CWI):   T 01.524 63 10   M slp@slp.at   W www.slp.at

Drastische Lohn- und Gehaltserhöhungen für 
alle Beschäftigten sind längst überfällig!

Dasselbe in Grün!
Früher� sind die Grünen aufgrund des Vakuums 
auf der Linken vielen als einzige Alternative 
erschienen. Jetzt wird immer deutlicher, dass 
sie nicht diese Alternative sind. Denn sie re-
den sich auf den Koalitionspartner aus und be-
schließen Sozialabbau in Bund und Land mit. 
Selbst beim Umweltschutz sind sie kaum mehr 
zu unterscheiden. 		                  Seite 2

BergarbeiterInnen im Streik
Mehr als zwei Monate� lang streikten die Bergar-
beiterInnen in Asturien, León und Aragón ge-
gen Sparmaßnahmen der spanischen Regie-
rung. Sie sind nicht bereit, für die Krise zu be-
zahlen. Die Polizei antwortete mit Repression, 
die an Bürgerkriegszeiten erinnerte. Damals 
wie heute stehen die Kumpels an der Spitze der 
Kämpfe der ArbeiterInnenklasse.             Seite 12

Schwerpunkt
Wie soll Österreich� vor dem 
Hintergrund der inter-
nationalen Krise wei-
termachen? Ist ein nati-
onaler Alleingang, wie 
ihn v.a. FPÖ und Stro-
nach fordern, eine Lö-
sung?                    Seiten 7-10
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Gemeinsam kämpfen 
für höhere Löhne!
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von Sonja Grusch� Die Kinder 
sitzen im Kreis und hören dem 
Opa zu, wie er ein Märchen er-
zählt. Da gibt es Bedrohungen, 
aber es geht gut aus und fort-
an leben sie glücklich. In der 
Welt der Großen ist es ähnlich. 

Politik und Wirtschaft lassen sich regelmäßig Pro-
gnosen der Wirtschaftsforschungsinstitute erstellen. 
Es wird über mögliche Probleme berichtet, doch am 
Ende steht dann doch ein Aufwärtstrend und natür-
lich der Kapitalismus als einzig mögliches System.

Häufig müssen die Prognosen später nach unten 
korrigiert werden. Offensichtlich sind die Grund-

annahmen politisch motiviert. Das Ergebnis soll gut 
sein, um die Politik der Herrschenden zu Verkau-
fen. Das Wirtschaftsforschungsinstitut IHS schreibt 
Ende Juni, dass die Weltkonjunktur im 1. Quartal 

„wieder etwas an Fahrt gewonnen“ hat. Es gibt eine 
Verlangsamung des schwachen US-Wachstums, ein 
Nullwachstum im Euroraum und +1 % im Vergleich 
in Japan. Fahrt wohin? Brigitte Jank, Präsidentin 
der Wirtschaftskammer Wien, erklärt im August, 
es gehe „bei der Investitionsplanung endlich wieder 
bergauf“. Tatsächlich bleibt das Investitionsniveau 
bei 63 % der Unternehmen gleich, bei 22 % sinkt es 
und nur bei 15 % steigt es. Bergauf? Die Schönfärbe-
rei hat System: „Minuswachstum“, wenn die Wirt-
schaft schrumpft, „Konsolidierung“, wenn der So-
zialstaat zerschlagen wird, „Abbau von Überkapa-
zitäten“, wenn Personal gekündigt wird. Der Grund 
ist nicht Naivität, sondern der Versuch, das marode 
System wie im Märchen als Königreich und die Re-
gierung als strahlenden Helden zu präsentieren. Die 
Medizin mag schmerzen, aber es winkt ja das glück-
liche Ende, so die Botschaft. Aber Rotkäppchen 
kann sehen, dass im Bett der Wolf liegt, sie braucht 
keinen Retter. Und Prinzen haben schon längst aus-
gedient. Also weg mit den Wirtschaftsmärchen. Die 
Realität ist hart - darum gehört sie geändert, nicht 
schöngeredet.

Die Grünen� rühmen sich, 
beim ESM demokrati-
sche Kontrollen durchge-
setzt zu haben – aber ha-
ben ArbeitnehmerInnen 
z. B. über Kürzungspake-
te jetzt wirklich ein Mit-
spracherecht? Sowohl die 
Unterstützung des ESM 
wie auch die Politik der 
Grünen an der Macht sind 
Ausdruck davon, dass die 
Grünen den Kapitalismus 
nie in Frage gestellt haben. 
Sie überlassen es der FPÖ, 
sich als Oppositionspar-
tei zu profilieren und den 

berechtigten Unmut über 
die Rettung der Profite 
europäischer Banken auf 
den Rücken der Arbeit-
nehmerInnen aufzugrei-
fen. Aufgabe einer ech-
ten Alternative in Form 
einer neuen ArbeiterIn-
nenpartei wäre es, eine 
Verstaatlichung der Ban-
ken, Nichtbezahlung der 
Schulden und den Bruch 
mit dem Kapitalismus 
zu fordern – anstatt die 
Sparpolitik der Regierung 
mitzutragen.

ESM: Grüne tragen  
Systemlogik mit

Wiener Grüne lernen schnell den 
Pragmatismus des Regierens

Märchenstunde im 
Auftrag der Regierung
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Jüngstes Beispiel� für den 
grünen Pragmatismus: 
Wiens AbfallberaterInnen, 
die um ihre Jobs kämp-
fen. Der Grüne Rathaus-
club unterstützt sie zwar 
in Worten, fühlt sich aber 
nicht zuständig und de-
legiert Widerstand an die 
Basis. 

Die Grünen� spielen das 
selbe Spiel, dass die SPÖ 
auf Bundesebene mit der 
ÖVP spielt: Sie benutzen 
den Koalitionspartner als 
Ausrede. Mit dem Argu-
ment, sie wollten die Ko-

alition nicht gefährden, 
wurde schon der Kampf 
von Studierenden um das 
Haus Döbling, das güns-
tigste Studierendenheim 
Wiens, abgespeist, wur-
den die Kürzungen im 
Spitalswesen schöngere-
det und das Versprechen 
von der 100,– EUR-Jah-
reskarte gebrochen. Denn 
leider, leider: Der Koali-
tionspartner wollte nicht. 
Die Grünen entlarven sich 
somit als das, was sie stets 
waren: bestenfalls ein 
kleineres Übel.

Während Teile� der etablier-
ten Parteien im Korrupti-
onssumpf versinken, prä-
sentieren sich die Grünen 
als politische Alternative – 

und werden wohl von einer 
Schicht auch so gesehen. 
Aber halten die Grünen, 
was sie versprechen? Denn 
gleichzeitig geben sich sie 
sich auch staatstragend 
und dienen sich bei meh-
reren Projekten (allen vo-
ran dem ESM) als potenti-
eller Regierungspartner für 
SPÖVP an. „In Sachen ESM 
haben wir Grüne dafür ge-
sorgt, dass die verfassungs-
rechtlichen Voraussetzun-
gen geschaffen werden.“ - 
Werner Kogler. 

Dass die Grünen kei-
ne grundlegende Alterna-
tive sind, zeigt sich dort, 
wo sie mitregieren. Denn 
dort verfolgen sie im We-

sentlichen die selbe Politik 
wie die anderen etablier-
ten Parteien – in Deutsch-
land haben sie Hartz IV und 
die Agenda 2010 zu verant-
worten. In Oberösterreich 
oder in Graz unterschei-
det sich die „grüne Hand-
schrift“ kaum von jener 
von SPÖ oder ÖVP. Sie ste-
hen für Privatisierung und 
Kürzung. Auch Rot-Grün 
in Wien steht für ganz nor-
male Politik wie alle an-
deren Parteien. In der De-
batte um direkte Demo-

kratie fordern die Grünen 
ein Mehr an Demokra-
tie, gleichzeitig besteht die 
Gefahr, dass sie dem SPÖ-
Vorschlag, die Hürden auf 

Bezirksebene in Wien für 
kleine Parteien anzuhe-
ben, zustimmen. Im Fall 
der 3. Flugpiste haben sich 
die Grünen erst nach Pro-
testen dazu durchgerun-
gen, die BürgerInneniniti-
ativen gegen Fluglärm wei-
ter zu unterstützen und den 
Bau, zumindest in Worten, 
abzulehnen. Aber das, was 
die Grünen sagen, stimmt 
nicht immer mit dem über-
ein, was sie tun – und was 
am Ende Ergebnis ihrer Po-
litik ist. 	 Laura Rafetseder

Dasselbe in Grün

Sind die Grünen eine Alternative zu Korruption 
und Sparpolitik der anderen Parteien?
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Sparpaket� und Stabilitäts-
paket der Regierung sehen 
im Gesundheitswesen Ein-
sparungen von 3,5 Mrd. € 
bis 2016 vor. Mitte Juni gab 

es die „Einigung zur Ge-
sundheitsreform“. Die Eini-
gung enthält ein „partner-
schaftliches sektorenüber-
greifendes Zielsteuerungs-
system“ und „gemeinsame 
Finanzverantwortung“. Es 
solle in der Versorgung kei-
ne Einschnitte durch dra-
matische Kürzungen ge-
ben, sondern „durch die 
Festlegung von nominel-
len Ausgabenobergrenzen 
die Kostensteigerungsra-
ten gebremst werden“. Der 
Unterschied zwischen bei-

dem wird nicht erklärt. Er-
klärt wird, dass die Kos-
ten im Gesundheitssystem 
nicht mehr stärker steigen 
dürfen als ein - nicht nach-

vollziehbar angenommenes 
- durchschnittliches Wirt-
schaftswachstum von 3,6 
Prozent. Bis 2016 soll so eine 
„Kostendämpfung“ (also 
Kürzungen) von 3,43 Mrd. 
€ erreicht werden. Versor-
gungsziele und Sanktionen 
bleiben offen. Das ermög-
licht beliebige Streichun-
gen und Kürzungen. 

Anders gesagt: Arbeitet 
noch mehr um noch weni-
ger Geld, lebt brav und ge-
sund, verzichtet zuguns-
ten privater Profite auf 

sämtliche Sozialleistun-
gen, dann könnt ihr (viel-
leicht) auf medizinische 
Versorgung hoffen, wenn 
ihr euch keine private Be-

handlung leisten könnt. 
So nicht! Das Geld, das 

durch Kürzungen aus un-
serer Gesundheit heraus-
gepresst werden soll, ist 
da. Es ist bei den 1%, die 
auf Kosten der 99 % immer 
reicher werden. Die 3,4 
Mrd., die gekürzt werden 
sollen, entsprechen dem 
Nettoverlust aus der Ban-
kenrettung (Quelle: Ar-
beiterkammer). Privatisie-
rungen, Privatbehandlun-
gen für wenige reiche und 
private Krankenversiche-

rung bringen Riesenprofi-
te. Dieses Geld würde mo-
dernste Medizin in öffent-
lich finanzierten, leicht 
erreichbaren Gesund-

heitszentren ermöglichen. 
Dort könnten dann ausrei-
chend viele gut bezahlte, 
gut ausgebildete Spezialis-
tInnen verschiedener Ge-
biete arbeiten. 

Über Versorgungsziele 
und Gesundheitseinrich-
tungen müssen die wirk-
lichen ExpertInnen - Pati-
entInnen und Beschäftigte 
- entscheiden, nicht hoch-
dotierte BeraterInnen und 
private Profite. 

Helga Schröder

Nazi-Black-Metal�: Erst 
auf öffentlichen Druck 
zahlreicher antifaschis-
tischer Gruppen un-
tersagte die Polizei die 
Auftritte mehrerer Na-
zi-Black-Metal Bands in 
Oberösterreich. Das von 
der Raiffeisenbank ge-
sponserte „Castle Inva-
sion“ Festival in Mining 
am Inn fand ohne die 
einschlägigsten Bands 
statt. 

Eigentlich sollten 
am 17./18.8. bekann-
te Nazi-Bands wie 
„Flammensturm“ und 
„Selbstentleibung“, aber 
auch andere Bands oh-
ne Berührungsängste zu 
rechtsextremen Inhal-
ten wie Moredhel oder 
Nagaroth auftreten.

Die oft fehlende Ab-
grenzung in der Black-
Metal-Szene macht es 
Nazis leicht ihre Ide-
en über diese Musik zu 
verbreiten. Es liegt an 
den Musik-Fans ihre 
Szene Nazifrei zu hal-
ten. Texte wie „Ich stil-
le meine Gier mit Men-
schenfleisch, mit Zy-
klon B, mit Gift und 
Blut!“ sind kein Aus-
druck von künstleri-
scher Freiheit, sie sind 
Hetze. Hakenkreuze 
sind keine „harmlosen 
heidnischen Symbole“, 
sie verherrlichen Mas-
sen-Mord und Diktatur.

Wohl kein Zufall � ist, 
dass die rechts-außen 
Homepage von Mar-
tin Graf „Unzensuriert“ 
am 23. 8. einen Arti-
kel über die Vergewal-
tigung eines Mädchens 
durch einen Migranten 
in Griechenland unter 
den Titel „Goldene Mor-
genröte“ setzte. In Grie-
chenland hat die gleich-
namige Neonaziorgani-
sation nicht nur bei den 
Wahlen rund 6% er-
zielt. Sie greift auch zu 
brutalen Pogromen ge-
gen MigrantInnen und 
hat enge Verbindungen 
zur Polizei. „Unzensu-
riert“ bringt auch gleich 
ein einschlägiges Zi-
tat der Nazis. Ob das ein 
versteckter Aufruf ist, 
manche der Methoden 
der „Goldenen Morgen-
röte“ hierzulande zu 
übernehmen?

Der rechte Rand

Von wegen EU-kritisch:� Zu-
stimmung zu Lissabon-
vertrag (2008) und ESM 
(2012). Ersterer bedeutet 
mehr Privatisierung und 
Deregulierung und ver-
pflichtet alle EU-Länder 
zum Aufbau einer EU-Ar-
mee, um die „wirtschaft-
lichen und politischen In-
teressen Europas zu ver-
teidigen“. Der ESM führt 
zu Demokratieabbau und 
brutalen Kürzungsdikta-
ten auf dem Rücken von 
ArbeiterInnen, Jugendli-
chen und PensionistInnen.

Softer Rassismus in grün:� 
Favorisiert wird das „Ka-
nadische Modell“ in adap-
tierter Form. Dabei wer-
den MigrantInnen letzt-
lich nach ihrer Verwert-
barkeit für die Wirtschaft 
bewertet. Und auch wenn 
manche Grün-Politike-
rInnen bei Anti-abschie-
be-Protesten auftauchen: 
Abgeschoben wird aus 
Wien und Oberösterreich 
genauso wie überall sonst, 
auch die Lebenssituati-
on von Flüchtlingen ist da 
nicht besser. 

Grüne in der Steiermark: 
�Im Zuge der Regierungs-

beteiligung – und dem so-
genannten „Übernehmen 
von Verantwortung“ ha-
ben die Grünen vieles mit-
getragen:
FF Bei Projekten wie dem 
„Haus Graz“ wurden 
städtische Eigenbe-
triebe privatisiert.
FF Hetze gegen Minder-
heiten beim soge-
nannten „Bettelverbot“
FF Erhöhung der Preise 
für die öffentlichen 
Verkehrsmittel in Graz

Grüne in Wien:
FF Erhöhung von diversen 
Gebühren: Müllabfuhr, 
Kanalgebühren, Parken
FF Erhöhung der 
Wasserpreise
FF Bereitschaft zu Wahl-
rechtsreform in Wien, 
die kleine Parteien 
benachteiligen könnte.
 

Karin Wottawa

Grüne Umfaller oder eh normal?

Neue Worthülsen, wie „Kostendämpfung“ sollen brutale 
Angriffe auf unsere Gesundheit verschleiern

Gesundheit wird gedämpft

Bald nur mehr

für Reiche!
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In der 2. Hälfte� der 
1960er Jahre ebbte der 
Aufschwung auch in 
Italien ab. Im Herbst 
1968 sprang der Fun-
ke von Prag und Paris 
auf Norditalien über. Es 
gab wilde Streiks ge-
gen die Arbeitshetze. 
Die Bewegung erfass-
te die Industriezentren 
von Mailand und Turin. 
Die Gewerkschaft ant-
worte mit einem „Leis-
tungsstreik“. Anstatt 
den Streik auszudeh-
nen, sollte nur langsa-
mer gearbeitet werden. 
Die Bewegung flaute 
vorerst ab. 

Monate später wur-
den bei Auseinander-
setzungen mit der Po-
lizei in Süditalien ei-
nige ArbeiterInnen er-
schossen. Viele der im 
Norden Arbeitenden 
kamen aus dem Süden. 

Die Folge war ein Soli-
daritätsstreik in Turin, 
der schnell wieder am 
Kampf des vergangenen 
Herbst anschloss. Die 
Streikbewegung er-
fasste weitere Lebens-
bereiche und gipfelte 
vorerst am 3. Juli in ei-
nem Generalstreik ge-
gen die Mieterhöhun-
gen. Im Herbst führte 
der von FIAT ausgehen-
de Streik zu einer wei-
teren Zuspitzung. Die 
Gewerkschaftsführung 
wurde teilweise durch 
gewählte Komitees zur 
Seite gedrückt. Bis zum 
Ende des Streiks im De-
zember konnten gro-
ße Zugeständnisse er-
kämpft werden.

Italien 1969 ist ein 
gutes Beispiel für die 
Möglichkeiten und Dy-
namik eines Streiks. 
Die allseits für Zuge-
ständnisse bereite Ge-
werkschaftsbürokratie 
konnte vorangetrieben 
und, wo notwendig, 
durch gewählte Orga-
ne ersetzt werden. Ge-
rade für uns heute zeigt 
dieser Kampf, wie wir 
uns nicht nur gegen die 
Krise wehren, sondern 
eine passive Gewerk-
schaftsführung an die 
Wand drücken können.

Albert Kropf

Frisch gekämpft, 
ist halb gewonnen!

Eine neue Generation 
von BetriebsrätInnen ist notwendig
Seit Jahrzehnten� nehmen 
die Angriffe auf die Arbei-
terInnenklasse zu. Errun-
genschaften werden auf-
geweicht und abgeschafft. 
Heute geht es meist v.a. 
darum, das Erkämpfte zu 
verteidigen. Dafür sind 
aktive Betriebsräte not-
wendig, die ihre Arbeit 
transparent gestalten.

Transparenz in der Be-
triebsratsarbeit bedeutet, 
dass die KollegInnen re-
gelmäßig über die Akti-
vitäten des BR informiert 
werden – über den Stand 

von Verhandlungen, For-
derungen, Erfolgen und 
Erfahrungen auch in ande-
ren Betrieben. Dafür gibt 
es verschiedene Möglich-
keiten. Die einfachste ist 
der Aushang am zentral 
angebrachten „schwarzen 
Brett“. Heutzutage wird 
natürlich auch auf elekt-
ronische Kommunikation 
gesetzt. E-Mail und eine 
BR-Homepage sollen Aus-
hänge und Flugblätter je-
doch nicht ersetzen, son-
dern lediglich ergänzen. 
Das wichtigste Medium ist 

nach wie vor die Betriebs-
zeitung. Die Zeitung wird 
nach Hause mitgenommen, 
kann in den Öffis gele-
sen werden und natürlich 
auch an andere Interes-
sierte weitergegeben wer-
den. Außerdem können in 
der Betriebszeitung auch 
Kommentare von Kolleg
Innen gedruckt werden, 
und die Zeitung somit zum 
Organ der gesamten Beleg-
schaft werden. 

Herbert Wanko, 
BR-Kandidat bei
Jugend am Werk

Viel schwerer� habe man 
es „in der Privatwirt-
schaft“. Diese Schubladi-
sierung ist unsinnig. Ge-
rade der öffentliche Dienst 

– in Bund und Land - zeigt 
beim Ausbau prekärer Ar-
beitsverhältnisse viel Kre-
ativität. Ausgliederungen 
gehen mit Verschlech-
terungen der Arbeitsbe-
dingungen, Lohndum-
ping, Kettenverträgen etc. 
einher. Dies findet man 
im Bereich von „Wiener 
Wohnen“ wie auch bei den 
Verkehrsbetrieben.

Zur Situation atypischer 
Beschäftigung im Bundes-
dienst gab es 2007/8 eine 

parlamentarische Anfra-
ge (2953/J XXIII GP). Be-
sonders interessant sind 
die ausgegliederten Be-
reiche: „GmbHs, Verei-

ne, Fonds und Anstalten, 
Forschungseinrichtun-
gen, Institute und Univer-
sitäten, Reinigung, Kanti-
ne, EDV“. Auf alle diesbe-
züglichen Fragen vermied 
Doris Bures (SPÖ) im Na-
men der Bundesministerin 
für Frauen, Medien und öf-
fentlichen Dienst eine Ant-
wort. Lediglich ein (!) lapi-
darer Satz findet sich dazu: 
„In meinen Kompetenzbe-
reich fallen keine ausge-
gliederten Bereiche.“

Zum Glück lassen sich 
viele KollegInnen nicht al-
les gefallen. Die Abfallbe-
raterInnen in Wien gehen 
mit Aktionen in die Of-

fensive. Das Motto „Wir 
sind keine Wegwerfarti-
kel“. Um ein Bewusstsein 
für Umweltschutz und Re-
cycling zu schaffen, ist 
ihre Arbeit unverzicht-
bar. Doch als Scheinselb-
ständige wurden sie von 
der Stadt Wien jahrelang 
durch Umgehungsverträ-
ge an der kurzen Leine ge-
halten. 

Es geht bei alldem um die 
Existenz von Menschen: 
„Durch die Selbständigkeit 

haben wir sehr viele Nach-
teile, wie zum Beispiel kein 
13. und 14. Monatsgehalt, 
keine soziale Absicherung 
im Krankheitsfall oder 
wenn wir arbeitslos wer-
den sollten.“

Die SPÖ (Sozialdumping 
Partei?) ist das gerade Ge-
genteil eines echten „Ro-
ten Wien“. Die zuständi-
ge Stadträtin Sima stellte 
sich erst taub. Man ließ die 
Annahme von über 1.700 
P rote st u nter s ch r i f ten 
verweigern. Und nun wird 
versucht, über die Magis-
tratsabteilung die Aufbe-
gehrenden auszubluten 
(keine Aufträge mehr) und 
so loszuwerden.

Franz Neuhold

Mehr zu diesem richtungs- 
weisenden Arbeitskampf:  
http:// abfallberatung.blogspot.co.at/

Arbeitsplätze im öffentlichen Dienst sind 
oft nicht sicher und selten üppig bezahlt.

Prekär ist unfair! 
Gegenwehr?
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Salzburg:� Am Freitag,� den 
20. Juli versammelten sich 
angesichts des Beginns 
der Salzburger Festspie-
le rund 50 AktivistInnen. 

Die Protestkundgebung 
am Herbert von Karajan 
Platz fand auf Initiative 
der SLP statt. Protestiert 
wurde gegen die unsozi-
ale Politik von Salzburgs 
SPÖ, ÖVP & Co., die unter 
anderem das Bettelver-
bot, Wohnungsnot, Gen-
trifizierung, Delogierun-
gen etc. umfasst. Allein im 
Jahr 2010 gab es 1.700 De-
logierungsverfahren. Für 
20m² zahlt Mensch 300-
360 Euro. Auf der ande-

ren Seite werden die Rei-
chen und Schönen hofiert. 
Die Festspiele werden von 
Bund, Land und Stadt mit 
16 Millionen Euro subven-

tioniert. Kleinen Kultpro-
jekten jenseits des Main-
stream aber fehlt das Geld.

Der Protest� richtet sich 
nicht gegen die Festspie-
le an sich. Vielmehr ging 
es darum, soziale Proble-
me in Salzburg aufzuzei-
gen und den Verantwort-
lichen und der Ursache 
der Probleme, dem Kapi-
talismus, den Kampf an-
zusagen. Darüber hinaus 
müssen Kunst und Kultur, 

unabhängig vom Einkom-
men, für alle zugänglich 
sein. Es war ein wichtiger 
Termin, weil seit Jahren 
erstmals wieder Protes-

te zu Beginn der Festspie-
le stattfanden. Haupttenor 
unter den TeilnehmerIn-
nen war, dass “die heuri-
gen Proteste die Wieder-
aufnahme einer Tradition 
bedeuten können.“ 

In Zukunft� wird es not-
wendig sein, die Proteste 
auf eine breitere Basis zu 
stellen, um sie erfolgreich 
führen zu können.

Lukas Kastner

Protest bei den Festspielen

Armut muss bekämpft,  
nicht versteckt werden! 

Mit der angeblich� anspre-
chenden Werbung "Mä-
dels, euer Fernsehn ist 
da!"sollen besonders Frau-
en eingeladen werden, den 
neuen Sender Sixx anzu-
sehen. Ein Huhn, das mit 
Österreichfahne um den 
Hals, verlängerten Wim-
pern, und Krönchen auf 
dem Kopf ausgerüstet ist, 
soll das Markenzeichen 
von Sixx darstellen. Das 
Huhn steht nicht für die 
Frauen, das Huhn ist die 
Botschafterin des Senders, 
so Bernhard Albrecht, Ge-
schäftsführer von Sixx. 
Trotzdem behauptet die-
ser, dass Werbung und 
Programmauswahl doch 
besonders auf Frauen zu-
geschnitten seien. Ein 
ganz besonderer Sender, 
der vor allem Kochshows, 
Seifenopern und Hoch-
zeitsserien ausstrahlt. 

Wie man am aktuellem� Bei-
spiel der Pussy Riots se-
hen kann, sind auch Frau-
en sehr politisch und kön-
nen ihre Meinung gut zum 
Ausdruck bringen. Die 
wegen „Rowdytums aus 
religiösem Hass“ Verur-
teilten, die sich offiziell 
gegen Wladimir Putin äu-
ßerten, zählen dann wohl 
nicht zum Zielpublikum.
Warum sollte es so typisch 
für Frauen sein, ein seich-
tes Programm zu bevor-
zugen? Wir wehren uns 
dagegen, in ein solches 
Klischee gepresst zu wer-
den. Sixx stellt sich dar 
wie ein Sender, der - fast 

schon fortschrittlich – ein 
eigenes, eher eingegrenz-
tes Programm für Frau-
en hat. Es gibt viele Fort-
schritte, für die wir noch 
kämpfen müssen, wie bei-
spielsweise gleicher Lohn, 
aber ein eigener seichter 
„Frauensender“ gehört 
nicht dazu.

Das Sixx� mit Rollenkli-
schees arbeitet, die ins 
19. Jahrhundert gehören, 
brauche ich wohl nicht 
weiter auszuführen. Des-
wegen haben wir, die SLP, 
eine Protestaktion gegen 
den Sender Sixx durchge-
führt - um zu zeigen, was 
Frauen wirklich brauchen. 
Drei Forderungen waren 
uns besonders wichtig: 
Gleicher Lohn für Frau-
en, Arbeitszeitverkürzung 
und kostenlose Kinder-
betreuung. Unsere Aktion 
fand am 28.8. an der Kreu-
zung Schönbrunnerstra-
ße/Pilgramgasse statt, wo 
ein Plakat von Sixx hing. 
Mit Infotisch, Flyern und 
Zeitungen, kamen wir 
beim breiten Publikum 
sehr gut an, verkauften ei-
nige Zeitungen und führ-
ten spannende Diskussio-
nen. Zu guter Letzt woll-
te eine Lehrerin der Basler 
Kunstschule noch unser 
- für diesen Anlass eigens 
entworfene - Plakat in ih-
rer Schule ausstellen. Ei-
ne sehr gelungene Aktion, 
die wir hoffentlich wieder 
machen werden!

Alexandra Markl

Pussy Riots  
statt Sixx!

Proteste in Wien und Graz  
gegen das Morden in Südafrika 

Am 22. und 24.8. orga-
nisierte die SLP Protes-
te vor der südafrikani-
schen Botschaft in Wien 
sowie in Graz. Hinter-
grund war die Ermordung 
von 46 streikenden Berg-
arbeitern durch die Polizei 
in Südafrika am 16.8. Ver-
antwortlich ist der Berg-
baukonzern Lonmin, der 
in der Platinmine in Ma-
rikana Millionen scheffelt. 
Doch auch die südafri-
kanische Regierung trägt 
für das Massaker Verant-
wortung. Staatspräsident 

Zuma versucht in seinem 
Statement, den Streiken-
den die Schuld zuzuschie-
ben. Die Protestnote, die 
von der SLP an die Bot-
schaft überreicht wurde, 
war von BetriebsrätInnen, 
GewerkschafterInnen und 
AktivistInnen sozialer Be-
wegungen unterzeichnet. 
Zentrale Forderung ist die 
Untersuchung durch eine 
unabhängige Kommission 
aus GewerkschafterInnen 
und VertreterInnen der 
Streikenden.

Georg KumerFo
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Fundstück des Monats
Der Rechtfertigungsdruck  
ist offenbar sehr groß

Die Gewerkschaft hat 
in Oberösterreich einen 
Streik gegen Lohnkür-
zungen abgeblasen. Das 
Verhandlungsergebnis 
ist mies. Die Belegschaft 
tobt offensichtlich. Und 
die Gewerkschaft ist ge-
zwungen, sich mit ei-
nem eigenen Flugblatt zu 
rechtfertigen. Das Geld 
wäre in Streikmateri-
al besser angelegt gewe-
sen... 
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1948 fanden� die ers-
ten „Stokes Mandeville 
Games“ in England statt 
- eine Sportveranstal-
tung für Körperbehinder-
te. Anlass war die große 

Anzahl an Kriegsversehr-
ten. „Olympisch“ wurden 
die „Paralympics“ erst 
1960. SportlerInnen wer-
den nach ihren körperli-
chen Fähigkeiten selek-
tiert – nur die Unversehr-
ten dürfen bei den „richti-
gen“ Spielen mitmachen. 
Eigene Bewerbe oder Be-
werbe, in denen sowohl 
behinderte als auch nicht-
behinderte SportlerInnen 
starten – z.B. bei einem 
gemeinsamen Staffellauf – 

sind in der Olympia-Welt 
nicht vorgesehen. Argu-
mentiert wird das – wie 
in der Arbeitswelt – mit 
Fairness: Die „behinder-
ten“ könnten halt mit den 

„normalen“ SportlerIn-
nen nicht mithalten. 

So wird klar, dass von 
dem hehren Ziel von Sport 
als verbindendem Element 
und dem „dabei sein ist al-
les“ nicht viel übrig bleibt. 
Es liegt auch nicht in der 
Natur der Bewerbe, son-
dern in ihrer Auswahl – bei 
Nachtbewerben z.B. könn-
ten sehbehinderte Sportler
Innen sogar einen Vorteil 
haben. Es wird nicht einmal 
öffentlich darüber disku-

tiert, wie als behindert gel-
tende und nichtbehinderte 
SportlerInnen Großereig-
nisse gemeinsam begehen 
könnten. Im Gegenteil! Der 
400-Meter-Sprinter Oscar 

Pitorius, der Beinprothesen 
trägt, musste jahrelang für 
seinen Start bei den „nor-
malen“ Spielen kämpfen.

Im Sport� gilt wie in der 
Wirtschaft: Verwertbar-
keit ist alles, Freude an 
der Bewegung, zusam-
men etwas schaffen etc. 
gilt nichts. Spitzensport-
lerInnen, die an der kör-
perlichen Überlastung zu-
grunde gehen und perma-
nent auf Drogen (Doping) 

sind, sind ein weiteres 
Element dieser Sportpoli-
tik.

Die Ereignisse, durch die 
das große Geld gemacht 
wird, stehen im Mittel-

punkt. Adidas steiger-
te seinen Umsatz nach den 
Olympischen Spielen in Pe-
king um 205%. Wenn in 
Österreich gehofft wird, 
„wenigstens“ bei den Pa-
ralympics eine Medaille zu 
holen, verdeutlicht das ein-
mal mehr die Zweitrangig-
keit. In der Online-Presse 
wird zu den Paralympics 
getitelt, dass „der Kampf 
um Popularität längst auf-
gegeben wurde“. 

Karin Wottawa
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Brigitte Kashofer,� Chefin 
der FPÖ Amstetten, hat 
im Juli mit ihrer Aussa-
ge, Frauenhäuser wür-
den Ehen zerstören und 
Männer benachteiligen, 
für Empörung gesorgt. 
Sie bezeichnet Frau-
enhäuser als „Unfug, 
der abgestellt gehört“. 
Gender Mainstreaming 
– der Versuch, Frauen 
auf allen gesellschaftli-
chen Ebenen gleichzu-
stellen – sieht sie als die 
Fortsetzung des Zwei-
ten Weltkriegs mit ef-
fektiveren Waffen.

In der Migrationsde-
batte stellt sich die FPÖ 
gerne als Frauenbefrei-
erin dar. Dabei ist sie 
schnell mit dem Vor-
urteil zur Hand, dass 
muslimische Männer 
keine Frauenrechte re-
spektieren würden. 

Die FPÖ behauptet, 
das „abendländische 
Kulturgut“ zu vertei-
digen: gegen Kopf-
tuch und Zwangshei-
rat, für „freie Frauen“. 
Die Aussagen zu Frau-
enhäusern zeigen aber, 
dass der FPÖ Frauen-
rechte egal sind. Frau-
en sollen heiraten, Kin-
der kriegen und in ge-
walttätigen Beziehun-
gen verbleiben. Das ist 
offensichtlich das Frau-
enbild der FPÖ.

Der Vorfall zeigt auch 
die Scheinheiligkeit der 
anderen Parteien. Zum 
Beispiel die SPÖ: Nicole 
Berger-Krotsch, Frau-
ensekretärin der Wiener 
SPÖ, bezeichnet Kasho-
fers Aussagen als „hass-
erfüllt und frauenver-
achtend“. Gleichzeitig 
hat die SPÖ aber kein 
Problem damit, selbst 
bei Frauenhäusern ein-
zusparen. Beispiel Salz-
burg: Hier wollte SPÖ-
Landeshauptfrau Gabi 
Burgstaller das Hallei-
ner Frauenhaus „Mir-
jam“ mit 2011 sogar 
schließen, obwohl es zu 
wenig Plätze gibt. Dies 
konnte durch Proteste 
zwar verhindert wer-
den, Einsparungen gab 
es aber trotzdem.  

Nora Brandes

Rote 
Seitenblicke 

Kunst als Kapitalanlage
Da wird� von „Blue Chips“ 
gesprochen, von „B- und 
C-Ware“, von „Invest-
ments“ und „Wertanla-
gen“. Im deutschen „Han-
delsblatt“ vom 20.8. heißt 
es: „Was Hedgefonds-Ma-
nager nicht mehr kaufen, 
nehmen die Rohstoffmil-
liardäre aus den Schwel-
lenländern“. Nein, wir 
reden hier nicht von der 
Wall Street: Willkommen 
auf dem internationalen 
Kunstmarkt.

Als Folge der Krise� wird 
weniger an den Finanz-
märkten, dafür mehr an 

den Kunstmärkten spe-
kuliert. In den Auktions-
häusern erzielen Werke – 
seien es Alte Meister, sei-
en es AvantgardistInnen 

– Rekordpreise. Der indi-
sche Gegenwartskünst-
ler Anish Kapoor schaffte 
mit 754.800 € den zweit-
höchsten Zuschlag der 
eben abgelaufenen Aukti-
onssaison im Wiener Do-
rotheum. Für eine dun-
kelblau lackierte Stahl-
scheibe von 1,2 Metern 
Durchmesser…

Es sind längst nicht mehr 
feinsinnige Kunstliebhaber

Innen, die aus ästhetischem 
Interessen oder kunsthis-
torischer Sammlerei kau-
fen und verkaufen. Die-
ses Geschäft wurde von 
InvestmentberaterInnen, 
Hedgefonds und profitori-
entierten Galerien, Aukti-

onshäusern und Kapitalan-
legerInnen übernommen.

Die Blase droht alsbald 
zu platzen: Die Fachzeitung 

„The Art Newspaper“ fragt 
bereits: „Wie lange geht der 
Kunstmarkt noch über das 
Wasser?“	 Alexander Svojtko 

Sport als Spiegel der Arbeitswelt

In der Arbeitswelt und im Sport gilt: Als vollwertig
zählt nur, wer 100% verwertbare Leistung bringt



Dass die Krise nicht vorbei� 
ist, ist offensichtlich. Na-
tionale Regierungen und 
die Institutionen der EU 
kommen mit dem Stop-
fen der Löcher kaum nach. 
Griechenland, Irland, Ita-
lien, Spanien, Portugal, 
Zypern – fast täglich neue 
Meldungen, die zeigen, 
dass der letzte Gipfel und 
das letzte Rettungspa-
ket nichts an den grund-
legenden Problemen ge-
ändert hat. Zunehmend 

stellt die Krise Euro und 
EU zur Debatte, wobei 
die verschiedensten „Lö-
sungsansätze“ miteinan-
der konkurrieren. Im Mo-
ment will die Mehrheit der 
etablierten Parteien zu-
sammen mit Unterneh-
merInnenverbänden und 
Gewerkschaften EU und 
Euro (wenn auch mit un-
terschiedlichen Ände-
rungsvorschlägen) erhal-
ten. Doch jene Überlegun-
gen, die eine Stärkung der 
Nationalstaaten bzw. eine 

Rückkehr zu nationalen 
Währungen vorschlagen, 
gewinnen an Aufmerk-
samkeit. Nationalstaatli-
che „Lösungen“ werden 
sowohl von sogenann-
ten Linken (wie der grie-
chischen KKE, der kom-
munistischen Partei), als 
auch von rechten Kräften 
skizziert. In Österreich 
wird das Lager der Schil-
ling-NostalgikerInnen v.a. 
von rechts bedient. Stron-
ach und nach einer kurzen 

Unsicherheit auch die FPÖ 
setzen auf nationalistische 
Lösungen in Sachen Wäh-
rung. 

Doch eine EU-Kritik,� die 
sich auf den Euro als ge-
meinsame Währung kon-
zentriert, geht am We-
sentlichen vorbei. Die EU 
als Ganzes war niemals 
ein Friedensprojekt. Sie 
hat auch niemals dazu ge-
dient, den Lebensstan-
dard der Menschen in Eu-
ropa zu erhöhen. Eine So-

zialunion war sie nie. Die 
EU ist v.a. ein Ausdruck 
der wirtschaftlichen Be-
dingungen und den In-
teressen eines Großteils 
des europäischen Kapi-
tals. Einerseits sollte sie 
die gemeinsamen Inter-
essen der europäischen 
Wirtschaft gegenüber den 
anderen Wirtschaftsblö-
cken zusammenfassen 
und ihnen so einen Vor-
teil verschaffen. Ander-
seits diente die EU auch 

dazu, die Lohn- und So-
zialstandards in den ein-
zelnen Ländern nach un-
ten hin anzupassen und zu 
verschlechtern. Beim Euro 
ging es natürlich nicht da-
rum, dass wir im Urlaub 
nicht mehr Geld wechseln 
müssen, sondern um eine 
Stärkung des Wirtschafts-
blocks Europa gegenüber 
dem US-Dollar. Aufgrund 
der unterschiedlichen In-
teressen und Wirtschafts-
stärken der einzelnen 
Staaten war der Euro von 

Beginn an ein „Schönwet-
terprogramm“. 

Mit Beginn der Krise� sind al-
le Widersprüche wieder 
an die Oberfläche gekom-
men. Die international 
wachsende Konkurrenz 
auch zwischen den Eu-
ro-Staaten stellt den Eu-
ro wieder stärker infrage. 
Doch die EU als Bollwerk 
gegen die eigenen „Leute“ 
funktioniert nach wie vor. 
Wer behauptet, der Eu-

ro wäre das Problem, bzw. 
ein Euro-Ausstieg würde 
an den grundlegenden so-
zialen Problemen, mit de-
nen sich Millionen Men-
schen in Europa konfron-
tiert sehen, etwas ändern, 
irrt oder lügt. Den Euro 
als Ursache dafür zu nen-
nen, dass in vielen Län-
dern die Jugendarbeits-
losigkeit bei 50% liegt, ist 
ein Ablenkungsmanöver. 
Auch wenn Länder wie 
Griechenland oder Spani-
en aus dem Euro gewor-

fen werden, bedeutet das 
nicht, dass in Österreich 
mehr Geld für den Sozi-
alstaat verwendet würde. 
Und wenn diese Länder 
abwerten, können sie zwar 
mehr exportieren, aber 
dafür steigen ihre Schul-
den und Importe werden 
verteuert. Die nationalis-
tische Propaganda hilft, 
von den wirklichen Ursa-
chen abzulenken: vom ka-
pitalistischen Chaos, das 
in Ländern mit und ohne 
Euro zur Krise führt, vom 
Versuch, die Löhne immer 
weiter zu drücken, egal ob 
das Nachbarland diesel-
be Währung hat oder eine 
andere. 

Wer also den Euro� ins Zen-
trum der Kritik stellt, 
der versucht damit nur, 
den Kapitalismus als Sys-
tem zu retten. Doch die-
ser Kapitalismus hat die 
Krise und alle ihre Folgen 
verursacht und ist damit 
selbst das Hauptproblem! 
Wir wollen dieses Problem 
beseitigen.

Jan Rybak  
und Sonja Grusch

Angesichts der Euro-Krise werden wieder verstärkt  
Vorschläge für eine österreichische Lösung laut.

Sozialistische LinksPartei (Österreichische Sektion des CWI):   T 01.524 63 10   M slp@slp.at   W www.slp.at

Rot-weiß-roter  
Alleingang als Lösung?

Credits: Abbildung des Werks "Urlaub bei Freunden" von Tanja Boukal (www.boukal.at).
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Sitzen auf Geldsäcken
Die Cash-Bestände der 

heimischen Leitbetrie-
be lagen Ende 2011 bei 8,3 
Milliarden Euro – weit 
über dem Vorkrisenni-
veau. 50% davon sind 
bei nur fünf Unterneh-
men. Spitzenreiter sind 
die Strabag SE (€ 1,7 Mrd.), 
die Andritz AG (€ 1,2 Mrd.) 
und die Immofinanz AG (€ 
512 Mio.).

Das Geld wird aber nicht 
investiert, sondern gehor-
tet. (Quelle: PwC-Liqui-
ditätsreport) Das Wirt-
schaftsforschungsinstitut 
IHS geht für 2012 von ei-
nem Rückgang der Brutto-
investitionen von 1,1% aus.

Die reichsten zehn Fa-
milien verfügen über 68,8 
Milliarden Euro. Und die 
Reichen werden jedes Jahr 
um 8% reicher (Quelle: 
Valluga)

Hohes Risiko 
Ca. 240 Milliarden Eu-

ro haben österreichische 
Banken zurzeit in Kredi-
ten in Osteuropa stecken. 
10-20% der Kredite in 
Süd- und Osteuropa gelten 
als schwer oder nicht ein-
bringbar. Das Ausfallsri-
siko liegt – je nach Schät-
zung – zwischen einer 
Milliarde (österreichische 
Schätzung) und zehn Mil-
liarden Euro (EU-Schät-
zung). Die Kommunal-
kredit hat bereits 17 Milli-
arden in eine „Bad Bank“ 
verschoben, von der Hy-
po Alpe Adria sollen wei-
tere zehn Milliarden fol-
gen. Die notverstaatlich-
ten Banken Komunalkre-

dit, Hypo Alpe Adria und 
Volksbanken AG haben 
bereits mehr als fünf Mil-
liarden erhalten. Zusätz-
lich haftet der Bund, und 
damit die SteuerzahlerIn-
nen, für rund zwölf Milli-
arden Euro.

Auch in Österreich 
wird ausgebeutet

2010 haben 75% der un-
selbstständig Erwerbstä-
tigen weniger als 1.900 Eu-
ro verdient. 50% der Frau-
en haben im gleichen Jahr 
weniger als 1.000 Euro 
netto pro Monat verdient. 
Die Teilzeitquote hat sich 
seit Mitte der 1990er auf 
25% fast verdoppelt. Nur 
mehr 48% der Beschäf-
tigten arbeiten die „Nor-
malarbeitszeit“ von 35-40 
Stunden/Woche. All das 
hat dazu geführt, dass die 
Lohnstückkosten seit den 
1980er Jahren um fast ein 
Fünftel gesunken sind. 
Die Arbeitskraft ist hier-
zulande zwar hoch quali-
fiziert, aber im internatio-
nalen Vergleich auch nicht 
teuer. (Quelle: AK)

80% der Beschäftigten 
sind mit ihrer finanziellen 
Situation unzufrieden, ein 
Drittel muss „dazuverdie-
nen“. 

Kürzungen bei uns?
Das Sparpaket sieht 

Kürzungen bei Gesund-
heit (1,4 Mrd.), Ländern 
& Gemeinden (also v.a. 
bei Sozialem und Pfle-
ge; 5,0 Mrd.), im Öffent-
lichen Dienst (2,5 Mrd.) 
sowie Pensionen und Bil-
dung vor.

Der Milliardär� Frank Stron-
ach hat das Institut für so-
zialökonomische Gerech-
tigkeit gegründet. Die FPÖ 
präsentiert sich als „sozia-
le Heimatpartei“. Beide ar-
gumentieren für eine na-
tionalistische Lösung der 
Wirtschaftskrise. Stronach 
ist für den Austritt aus dem 

Euro. Strache will einen 
Rauswurf der „Schwa-
chen“ und einen starken 
Euro um Deutschland he-
rum. Das gewünschte Er-
gebnis ist ähnlich: Ös-
terreichs Wirtschaft soll 
durch die wiedergewon-
nene Eigenständigkeit flo-
rieren. Soweit die populis-
tische Propaganda.

Die aktuelle Wirt-
schaftskrise ist eine struk-
turelle Krise des Kapita-
lismus. Der „Wahnwitz“ 
der Finanzmärkte oder die 
„Fehler“ von Regierungen 
oder einzelnen Unterneh-
men sind nur Symptom, 
nicht Ursache der Prob-
leme. Die österreichische 
Wirtschaft ist mittendrin. 
Sie profitiert von den An-
griffen auf die Rechte der 
Beschäftigten, die jetzt in 
der Krise von der EU ge-
fordert und durchgeführt 
werden. Sie ist aber auch 
abhängig von internati-
onalen Entwicklungen. 
Tatsächlich sind die Fun-
damente der österreichi-
schen Wirtschaft schwach: 
Exportabhängigkeit, hohes 
Engagement der Banken in 
Osteuropa, schwache In-
landsnachfrage. 

Das schwache Wachstum 
der letzten Periode fand v.a. 
im Schlepptau der deut-
schen Wirtschaft statt. Ak-
tuelle Untersuchungen ge-
hen für 2012 von einem 
Wachstum von unter ei-
nem Prozent aus. Die Wirt-
schaftsforschungsinstitute 
benennen zwar die Risiken, 

verbreiten aber auch die Il-
lusion, dass diese nicht 
schlagend würden. Also 
„eh alles gut“. Doch danach 
sieht es nicht aus. Die EU 
kracht an allen Ecken. Wei-
tere „Rettungspakete“ sind 
in den kommenden Mona-
ten wahrscheinlich. Natür-
lich auf unsere Kosten.

Rund 70% aller heimi-
schen Exporte gehen in EU-
Staaten, 12% der Nachfrage 
nach Deutschland. Dorti-
ge Probleme werden al-
so schnell zu Österreichi-
schen. Sinkt die Nachfrage 
in Deutschland, bricht in 
Österreich die Wirtschaft 
ein. Den Unternehmen sind 
diese Gefahren bewusst. 
Das zeigt sich an den nied-
rigen Investitionen. 

Wie reagieren die heimi-
sche Politik und die Wirt-
schaft auf diese Zukunfts-
aussichten? Sie versuchen, 
die „Wettbewerbsfähig-
keit“ zu steigern. Das be-
deutet, österreichische 
Waren auf ausländischen 
Märkten billiger zu ma-
chen. Da die Rohstoffprei-
se steigen und die meis-
ten auch importiert wer-
den, kann eigentlich nur 
beim „Kostenfaktor“ Ar-

beit gespart werden. Für 
uns heißt das dann weni-
ger Geld für mehr Arbeit 
und höherer Arbeitsdruck.

Das ist kein neuer Trend: 
Die realen Lohnstückkos-
ten (also wie viel die Pro-
duktion eines „Stücks“ 
kostet) sind seit 1980 um 
fast ein Fünftel gesun-
ken. Dass ist mehr als in 
Deutschland oder im EU-
Durchschnitt. In der Krise 
hat sich dieser Trend fort-
gesetzt. Die Unternehmen 
erhalten Steuergeschenke, 
Subventionen oder erpres-
sen mit dem Verweis auf 
die Krise niedrige Lohnab-
schlüsse. Der Grund dafür 
ist aber nicht, dass die Un-
ternehmen kein Geld hät-
ten. Das behaupten sie zwar 
immer gerade vor Lohnver-
handlungen, die Realität 
sieht aber anders aus. Das 
beweist auch eine PwC-
Studie: „Die österreichi-
schen Leitbetriebe setzen 
lieber auf Bargeldreserven 
als auf Investitionen.“

Auch das ist nicht neu. 
Seit Ende der 1970er Jah-
re steigt die Gewinnquo-
te regelmäßig. Auch in 
Krisenperioden. Die In-
vestitionsquote dagegen 
bleibt stabil bzw. sinkt so-
gar (Quelle: WIFO, Statis-
tik Austria). Das bedeutet, 
dass die Wirtschaft selbst 
nicht an Aufschwung und 
„alles wird gut“ glaubt. Es 
bedeutet aber auch, dass 
genug Geld da wäre, um 
in neue Jobs, ordentliche 
Löhne und Gehälter, in 
unser Gesundheits-, Bil-
dungs- oder Pensions-
system, in neue Maschi-
nen etc. zu investieren. Sie 
wollen es nur nicht, weil 
sie sich davon keine Ge-
winne erwarten. Trotz-
dem wird ständig erklärt, 

Österreich:
Klein und 
besser allein?

Österreich ist keine Insel  der  
Seligen, sondern Teil des welt-
weiten Wirtschaftssystems.

Zahlen und Fakten zu 
Wirtschaft und sozialer Lage

Reale Lohnstückkosten in Östereich
Beschäftigte werden immer billiger –  

Unternehmen profitieren!

1970	 1975	 1980	 1985	 1990	 1995

2000	 2005	 2010

123,42

93,99

109,87

96,94

2000 = Index 100; 2012-2013: Prognose
Quellen: WIFO, Eurostat, Details: slp.at/q211
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Österreich� ist das zwölftreichste Land der Welt. Ein 
„Global Player“, der in Krisenregionen wie dem Sudan 
strategische Interessen verfolgt, zahlreiche internati-
onale Beteiligungen besitzt und mit blutigen Diktatu-
ren wie dem Iran Geschäfte macht. Geld stinkt nicht! 
Selbst die bürgerliche „Presse“ titelte anlässlich der 
versuchten Übernahme der ungarischen MOL durch 
die OMV sowie deren Iran-Geschäfte „Erst das Fres-
sen, dann die Moral“. Die Verquickung zwischen die-
sem „skrupellosen Kapitalismus“, von Lenin treffend 
als Monopolkapitalismus bezeichnet, und der Poli-
tik ist in der Alpenrepublik womöglich größer als in 
anderen „parlamentarischen Demokratien“ (vgl. Te-
lekom-Affäre und Hypo Alpe Adria). Sozialer als an-
derswo ist „unsere“ Marktwirtschaft jedenfalls nicht. 
Auch wenn sich Teile der KapitalistInnenklasse hier-

zulande gelegentlich „globalisierungskritisch“ ge-
bärden: „Unsere“ Wirtschaft ist integraler Bestandteil 
der internationalen kapitalistischen Arbeitsteilung. 
Einen eigenständigen „österreichischen Weg“ gibt es 
nicht. Wichtige Industriekonzerne haben ihren Sitz in 
Österreich, so der Erdölkonzern OMV, der Stahlkon-
zern Voest Alpine AG und deren Tochter Böhler-Ud-
deholm AG, das Stahlbauunternehmen Waagner-Biro 
AG, der Wasserkraftwerkbauer VA Tech Wabag GmbH 
(mit einer zweiten Zentrale in Chennai, Indien), die 
Andritz-Gruppe, Plansee, der Reifenhersteller Sem-
perit AG, das Bauunternehmen Strabag, die Mayr-
Melnhof Karton AG, der Autohersteller Magna Steyr, 
die Stromkonzerne Verbund AG, EVN AG, Tiwag, Ke-
lag, Wr. Stadtwerke u.a. Sie alle versuchen, ihren Ein-
fluss auf die Außenpolitik geltend zu machen.

Die 2007 ausgebrochene globale Wirtschafts- und 
Finanzkrise hatte drastische Konsequenzen für die 
Erlöse und die Auftragslage dieser Unternehmen. 
Die Verschmelzung dieser Konzerne mit den großen 
Banken des Landes zum Finanzkapital und der Grad 
der Kapitalexporte entsprechen exakt Lenins Analy-
se von 1917 in seinem berühmten Werk „Der Imperi-
alismus als höchstes Stadium des Kapitalismus“. Le-
nin beschreibt darin die Aufteilung der Welt in Ein-
flusssphären großer multinationaler Konzerne sowie 
zwischen den größten kapitalistischen Staaten in der 
Phase des Spätkapitalismus.

„Unsere“ KapitalistInnenklasse war zudem fe-
derführend am Zustandekommen der Europäischen 
Währungsunion beteiligt – dem zentralen Projekt der 
nationalen Bourgeoisien Europas im letzten Jahrzehnt 
– und macht sich auch heute für den Erhalt des Eu-
ro stark. Der Beitritt Österreichs zur EU 1995 erfolgte 
nicht aus Angst, allein und isoliert dazustehen, son-
dern war Teil eines strategischen Plans zur Aufteilung 
der neuen Märkte in Zentral- und Osteuropa (CEE). 
Ein Großteil der Profite von Bank Austria, Raiffeisen, 
Erste Group, Hypo Alpe Adria und Volksbank Grup-
pe stammen aus der CEE-Region. Ein Euro-Austritt 
hätte für diese Unternehmen fatale Folgen. Auf Grund 
seiner Geschichte sowie seiner geographischen Lage 
konnte der Staat Österreich eine besondere Rolle bei 
der kapitalistischen Restauration im ehemaligen Ost-
block sowie am Balkan spielen und hat auch in militä-
rischer Hinsicht seine Interessen als regional-imperi-
alistische Macht wahrgenommen – und sich alles an-
dere als „neutral“ verhalten.

 Pablo Hörtner 

Der Imperialismus und 
die Insel der Seeligen

Marx aktuell

dass „die Wirtschaft“ bei 
Lohnkosten, Steuern und 
Abgaben sparen müsse.

Wir Beschäftigte ha-
ben diese Geldreserven er-
wirtschaftet und haben 
deswegen auch Anspruch 
darauf. Das CWI fordert 
daher, dass diese Reserven 
mit mind. 50% besteuert 

und für dringend notwen-
dige Investitionen in Bil-
dung, Gesundheit, Woh-
nen oder ein ökologisches 
Transportwesen verwen-
det werden.

Wo sind aber die rech-
ten PopulistInnen, wenn 
es um den Ausbau des So-
zialstaates, um bessere Ar-
beitsbedingungen oder 
höhere Löhne geht? Stro-
nach fordert eine Flat Tax, 
die unsozialste Steuerform 
überhaupt. Dass das dem 
Unternehmer und Milli-
ardär gefällt, ist nachvoll-
ziehbar. Und die FPÖ? In 
ihrem Leitantrag „Öster-
reich zuerst“ finden sich 
hauptsächlich Angriffe auf 
MigrantInnen. Doch wenn 
die Wirtschaft „wenig Lust 
auf eine Aufstockung des 
Mitarbeiterstandes hat“ 
(Zitat: Wiener Wirtschaft), 
dann sind nicht Migran-
tInnen dafür verantwort-
lich, sondern eben Leute 
wie Stronach. 

Unternehmen sind heute 
eng verflochten mit Ban-
ken und Versicherungen. 
Sie alle investieren seit 
Langem in der Hoffnung 
auf riesige Gewinne in ris-
kante Finanzkonstruk-

te. Als diese krachen gin-
gen, wurden die Verluste 
seit 2007 der Öffentlichen 
Hand umgehängt. Bis heu-
te haben österreichische 
Banken geschätzte 240 
Milliarden Euro in wacke-
ligen Krediten in Osteu-
ropa stecken. Das Ausfall-
risiko liegt zwischen einer 

Milliarde (österreichische 
Schätzung) und 10 Milliar-
den Euro (EU-Schätzung). 
Damit es für die Banken 
keine harte Bruchlandung 
gibt, haben wir schon viel 
bezahlt. Das Bankenret-
tungspaket wurde gleich 
einmal mit 100 Milliarden 
ausgestattet. Für Kommu-
nalkredit, Hypo-Alpe-Ad-
ria und Volksbanken AG 
wurden bereits Milliarden 
an Steuergeldern verwen-
det. Von den riesigen Ge-
winnen aber, die diese In-
stitute in den vergangenen 
Jahrzehnten gemacht hat-
ten, haben wir nichts gese-
hen. Die haben die Inhabe-
rInnen und AktionärInnen 
eingestreift.

Die internationale Ver-
flechtung der österreichi-
schen Wirtschaft macht 
deutlich, dass alle nationa-
listischen Lösungen eine Il-
lusion sind und Schiffbruch 
erleiden werden. Herr Stro-
nach will keine Steuern 
zahlen, das steckt letztlich 
hinter seinem ganzen Kon-
zept. Und dass er das auch 
jetzt schon nicht tut, zeigt 
sich daran, dass er steuer-
technisch in die Schweiz 
geflüchtet ist. Die FPÖ und 

Strache helfen ihm da-
bei, wenn sie eine Vermö-
gens- oder Erbschaftssteu-
er strikt ablehnen.

Weder ein Austritt aus 
der EU noch die Wieder-
einführung des Schil-
ling oder ähnliche Model-
le würden an der Verstri-
ckung der österreichischen 

Wirtschaft mit der EU ir-
gendetwas ändern. Betrie-
be in Österreich werden - 
egal in welcher Währung - 
im Versuch, international 
konkurrenzfähig zu blei-
ben, die Löhne weiter re-
duzieren und noch mehr 
Steuergeld verlangen. 
Doch weil gerade auch die 
Gewerkschaftsbürokratie 
auf die „Österreich zuerst“ 
Standortlogik setzt, haben 
nationalistische Kräfte es 
leicht, ihre Propaganda zu 
verbreiten. 

Eine Verteidigung des 
eigenen Lebensstandards 
kann nur gemeinsam mit 
KollegInnen aus und in an-
deren Ländern auf Dauer 
möglich sein. Wir wollen 
nicht nur eine verbesserte 
EU. Denn solange sich die 
EU nach den kapitalisti-
schen Spielregeln und Not-
wendigkeiten orientiert, 
wird sich an ihrer Politik 
nichts ändern. Wir wollen 
eine andere europäische 
Vereinigung und zwar auf 
sozialistischer Grundlage. 
Nicht Profite, sondern die 
Bedürfnisse der Menschen 
stehen dann im Zentrum 
der Gesellschaft.

Sonja Grusch

Die heimische Wirtschaft bunkert 
Milliarden und behauptet, kein Geld 
für Lohnerhöhungen zu haben!
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„Vereinigte sozialistische
   Staaten von Europa“

Die EU nennt� als ihre Er-
rungenschaften: „ein hal-
bes Jahrhundert Frieden, 
Stabilität und Wohlstand, 
ihren Beitrag zur Steige-
rung des Lebensstandards 
und die Einführung ei-
ner einheitlichen euro-
päischen Währung.“ (eu-

ropa.eu) Nun scheint zu-
mindest die Sache mit der 
gemeinsamen Währung 
sich nicht als derart gro-
ße „Errungenschaft“ her-
auszustellen. Die Krise der 
EU tritt an den Rändern 
auf und droht das wich-
tigste ökonomische Band, 
die gemeinsame Wäh-
rung, zu zerreißen. Wäh-
rend manche von der „eu-
ropäischen Partnerschaft“ 
enttäuscht sind und ande-
re zum kleinstaatlichen, 
scheinbar harmonischen 
Kapitalismus der 70er zu-
rück wollen, schlagen So-
zialisten und Sozialist-
innen ein völlig anderes 
Konzept einer echten eu-
ropäischen Einigung vor: 
Die Vereinigten Sozialisti-
schen Staaten von Europa. 

Während des 1. Welt-
kriegs, als nationalistische 
Hetze Europa und die Ar-

beiterInnenbewegung ge-
spalten hatte, stellten So-
zialistInnen dem europäi-
schen Krieg die Forderung 
nach einer Vereinigung 
Europas entgegen. Wäh-
rend einige sich vorstel-
len konnten, Frieden, De-
mokratie und europäische 

Vereinigung auf kapitalis-
tischer Grundlage schaf-
fen zu können, stellte u.a. 
Lenin die Frage nach dem 
ökonomischen Inhalt: „Ist 
jedoch die Losung der re-
publikanischen Vereinig-
ten Staaten von Europa […] 
völlig unanfechtbar als po-
litische Losung, so bleibt 
doch noch die sehr wichti-
ge Frage nach dem ökono-
mischen Inhalt und Sinn 
dieser Losung. Vom Stand-
punkt der ökonomischen 
Bedingungen des Imperi-
alismus […] sind die Verei-
nigten Staaten von Euro-
pa unter kapitalistischen 
Verhältnissen entweder 
unmöglich oder reaktio-
när.“ (Lenin, Über die Lo-
sung der Vereinigten Staa-
ten von Europa, 1915). Er 
betonte, dass unter ka-
pitalistischen Bedingun-
gen, also solange die pri-

vate Aneignung von Profit 
im Zentrum des ökonomi-
schen Handelns stehe, eine 
europäische Einigung im 
besten Falle eine Einigung 
über die Aufteilung der 
Kolonien, der Herrschafts-
gebiete und über die ge-
meinsame Unterdrückung 

der ArbeiterInnenklasse 
sein könne. 

Eine echte europäische 
Einigung kann nur auf so-
zialistischer Grundlage er-
folgen. Nach der russischen 
Revolution nahm die neu 
gegründete Kommunis-
tische Internationale die 
Forderung nach der euro-
päischen Einigung auf so-
zialistischer Grundlage in 
ihr Programm auf (Stalin 
strich sie 1928). Die russi-
sche Revolution wurde von 
den Bolschewiki nie als 
einzelner isolierter Akt be-
trachtet, sondern als Auf-
takt für eine europa- und 
weltweite Revolution, die 
den Kapitalismus überwin-
den und eine internationa-
le, demokratische, sozialis-
tische Gesellschaft erreich-
ten sollte. Lenin in einer 
Rede: „Unsere Rückstän-
digkeit hat uns vorwärts-

getrieben, und wir werden 
untergehen, wenn wir uns 
nicht so lange zu behaup-
ten verstehen, bis wir ei-
ne mächtige Unterstützung 
durch die aufständischen 
Arbeiter der anderen Län-
der erhalten.“ (Lenin, Rede 
im Moskauer Sowjet, 1918) 

Was hat das alles mit heu-
te zu tun? Die ArbeiterIn-
nen und Jugendlichen Eu-
ropas, insbesondere an den 
Rändern, sind heute den 
fürchterlichsten Angrif-
fen seit Jahrzehnten aus-
gesetzt. Manche „Linke“ 
wünschen platt den Aus-
tritt aus dem Euro und die 
Rückkehr zum kleinstaat-
lich organisierten, schein-
bar besseren, Kapitalismus. 
SozialistInnen sehen das 
Problem im ökonomischen 
System Kapitalismus und 
arbeiten auf dessen Sturz 
hin. Das würde u.a. bedeu-
ten: keine Rückzahlung der 
Schulden, Verstaatlichung 
der Banken und der wich-
tigsten Wirtschaftssekto-
ren unter demokratischer 
Kontrolle durch Bevölke-
rung und Beschäftigte, de-
mokratische Planung der 
Wirtschaft nach gesell-

schaftlichen Bedürfnissen, 
etc. 

Dass sich die griechi-
sche ArbeiterInnenklas-
se, wenn sie diesen Weg 
beschreiten sollte, bruta-
len Angriffen von Seiten 
des Kapitals im In- und 
Ausland, der EU und viel-
leicht sogar der Armee 
ausgesetzt sähe, liegt auf 
der Hand. Alleine könn-
te ein revolutionäres, so-
zialistisches Griechenland 
schlicht nicht überleben. 
Aktive Solidarität der Ar-
beiterInnen und Jugend-
lichen Europas für Grie-
chenland wäre notwendig. 
Diese Form der Solidari-
tät muss letztlich revolu-
tionär auf das eigene Land 
bezogen sein. Ein sozialis-
tisches Griechenland, ne-
ben einem sozialistischen 
Spanien, Portugal, Itali-
en, Irland, etc. könnte die 
Grundlage für eine völlige 
Neuordnung Europas dar-
stellen. Eine sozialistische 
Vereinigung wäre nicht 
nur die einzige Möglich-
keit, revolutionäre Verän-
derungen in den einzelnen 
Ländern abzusichern, son-
dern darüber hinaus ein 
Startpunkt, um auf inter-
nationaler Ebene das kapi-
talistische System der Aus-
beutung und Unterdrü-
ckung zu überwinden. 

Jan Rybak

Über eine alte Losung, ihre Aktualität und Perspektiven  
jenseits von kleinstaatlichen Kuschelkapitalismus-Phantasien. 
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Von 4.-8. 10.� findet in Wien 
der „6. Welt–Gebets-Kon-
gress für das Leben“ statt. 
Schwerpunkt dieses Kon-

gresses soll die Sühne für 
Abtreibungen sein. Ver-
anstaltet wird er vom ul-
trarechten Rand der radi-
kalen Abtreibungsgegner, 
z.B. Human Life Interna-
tional (HLI). „Prominen-
te“ Gäste werden erwartet, 
wie Weihbischof Laun, der 
meint, dass „Österreich 
und auch andere Länder 
vom Übel der Abtreibung 
und der Kultur des Todes 
befreit“ werden solle. Auch 
Philip Reilly, ein Urgestein 

der Abtreibungsgegner, 
wird erwartet. Grußworte 
gibt’s von Kardinal Schön-
born, Vizekanzler Spinde-

legger und Erwin Pröll. 
Damit bekommen die 

gar nicht harmlosen Ab-
treibungsgegner aktive 
Unterstützung aus Kirche 
und Politik. Das hilft ih-
nen, die Politik zu beein-
flussen. Auch die Blauen 
fordern eine Stiftung „zum 
Schutz des Lebens“ oder 
den Ausbau von „Schwan
ger¬schafts¬konflikt¬berat
ungs-stellen“. 

Besonders scheinheilig 
ist, dass die ÖVPler zwar 

gegen Abtreibungen sind, 
sich aber durch ihren So-
zialabbau immer weni-
ger Frauen ein Kind leisten 

können.
Im Rahmen des Kon-

gresses wollen die Reakti-
onäre ein Gebetsvigil ab-
halten. Dazu haben sie sich 
eine Abtreibungsklinik am 
Fleischmarkt ausgesucht. 
Die SLP mobilisiert bereits 
dagegen, denn Abtreibung 
ist ein Grundrecht der 
Frauen!	 Sedef Yavuz

 
Kundgebung:  
6.10. um 7:30h  
Wien 1 - Fleischmarkt

HLI-Kongress stoppen! 

ÖVP-Politiker bei Treffen der  
radikalen Abtreibungsgegner

Offiziell existiert� in Öster-
reich eine Trennung zwi-
schen Kirche und Staat. 
Dass die Realität ganz an-
ders aussieht, zeigt sich 
im Schulalltag jedes Kin-
des – daran, dass der Re-
ligionsunterricht nach wie 
vor im Stundenplan steht. 
Der Religionsunterricht 
ist nicht, wie so oft darge-
stellt wird, ein „Freifach“. 
Für ein Freifach müssen 
sich SchülerInnen anmel-
den, vom Religionsunter-
richt muss man sich ab-
melden – was nicht immer 
leicht gemacht wird. Da-
für bezahlen muss trotz-
dem jedeR Einzelne von 
uns. 72 Millionen Eu-
ro kostete der Religions-
unterricht im AHS- und 
BMHS-Bereich im Jahr 
2011. Insgesamt fließen al-
lein im Bereich der Bun-
desschulen 320 Millionen 
Euro an Subventionen in 
den religiösen Sektor. 

Im Klartext heißt das, 
dass wir SteuerzahlerIn-
nen einige ausgewählte 
Privatvereine – in erster 
Linie die katholische Kir-
che – dafür finanzieren, 
an öffentlichen Schulen 
„unterrichten“ zu dür-
fen. Sie dürfen unwissen-
schaftliche Märchen wie 
die Schöpfungsgeschich-
te verbreiten, einzelne Be-
völkerungsgruppen wie 
Homosexuelle beleidi-
gen, antiquierte Familien- 
und Rollenbilder verbrei-
ten und Kindern durch 
„Gottesfurcht“ Angst ma-

chen und ihnen das kriti-
sche Denken abgewöhnen. 
Und natürlich, es gibt sie, 
die toleranten, weltoffe-
nen ReligionslehrerInnen, 
die sich in erster Linie mit 
anderen Religionen und 
moralisch-ethischen Fra-
gen beschäftigen. Aber 
dafür braucht es kein ei-
genes Fach, auch nicht 
Ethik. Notwendig ist eine 
kritische Auseinanderset-
zung mit Fragen von Men-
schenrechten, Demokra-
tie und Mitbestimmung 
im Unterricht. Und das in 
sämtlichen Fächern – und 
letztlich in einer anderen 
Schule! 

Ich will hier bei Gott 
(ha!) niemandem das 
Recht absprechen, an ir-
gendetwas zu glauben 
oder seine Religion ak-
tiv auszuüben. Wer reli-
giös sein möchte, soll das 
selbstverständlich dürfen. 
Und wer sich in seiner Re-
ligion weiterbilden will, 
soll das ebenfalls dürfen. 
Aber dann im Privatleben, 
der eigenen Freizeit und 
selbst finanziert. Vereine, 
egal ob religiös oder sonst-
wie reaktionär, haben an 
unseren Schulen und in 
der Ausbildung nichts zu 
suchen. Die Steuermillio-
nen, mit denen wir jähr-
lich die Kirchen und ihre 
Propaganda subventionie-
ren, könnten weit sinn-
voller genützt werden.

Simon Nagy

Religionsunterricht? 
Nein, Danke!

Vor 20 Jahren: Europaweite 
Mobilisierung gegen Rassismus
24. Oktober 1992:� Mehr als 
50 000 Jugendliche und Ar-
beitnehmerInnen aus ganz 
Europa demonstrierten in 
Brüssel gegen Rassismus 
und Neonazis. Das Komi-
tee für eine ArbeiterInnen-
Internationale ergriff an-
gesichts der Pogrome ge-
gen Flüchtlinge in Rostock 
die Initiative zur europa-
weiten Jugendkampagne 

„Jugend gegen Rassismus 
in Europa“ (JRE). Ziel war, 
Jugend und Gewerkschaf-
ten gemeinsam gegen Ras-
sismus und seine Ursachen 

(Sozialabbau, Arbeitslosig-
keit,...) zu mobilisieren. Als 
eine Art Gründungserklä-
rung in der Praxis mobi-
lisierte JRE europaweit für 
die erste internationale De-
monstration gegen Rassis-
mus. Aus Österreich nah-
men rund 200 Jugendliche 
teil. JRE entwickelte sich in 
Folge in vielen Ländern zu 
einer wesentlichen Kraft 
im Kampf gegen Rechts 
und stellte dem Nationalis-
mus von rechts internatio-
nale Antworten entgegen. 		  
		  Harald Mahrer

Termin des Monats

Die Anti-Abschiebungs-
�kampagnen „Yaya soll 
bleiben“, „Zekerye muss 
bleiben“ und „Omar 
muss bleiben“ haben 
sich vernetzt und die In-
itiative „Familien und 
FreundInnen gegen Ab-
schiebung“ ins Leben 
gerufen. 

Am 27. 9.� organisiert die 
Initiative einen Protest-
tag. Die SLP war von An-
fang an dabei und ruft 
auch für den 27. 9. zum 

Widerstand gegen Mikl-
Leitner & Co auf!

Protesttag 
gegen Abschiebungen 

27.9. um 16 Uhr 
Kundgebung
anschl. Demonstration 

Treffpunkt: 
Mariahilferstraße beim
Museumsquartier 
Omofuma-Gedenktafel

Protest gegen Abschiebungen
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Spanien: BergarbeiterInnen 
nehmen den Kampf auf
Am 31. Mai� traten die Koh-
leminenarbeiterInnen von 
Asturien, León und Ara-
gón (insgesamt etwa 8.000 
Personen) gegen die von 
der Regierung geplanten 
Einsparungen von Sub-
ventionen in ihrem Sek-
tor in den unbefriste-
ten Streik. Diese Spar-

maßnahmen würden die 
Schließung ihrer Minen 
und somit den direkten 
Abbau von tausenden Ar-
beitsplätzen und von in-
direkt etwa 30.000 Stel-
len bedeuten. Es gibt be-
reits Verträge zur Schlie-
ßung der Minen im Jahr 
2018, doch die Regierung 
scheint ihr Ziel unter dem 
Vorwand der Krise vor-
verlegt zu haben, um den 
Minengewerkschaften ei-
nen Schlag im Stile Mar-
garet Thatchers zu verpas-
sen. Die Kumpels kämp-
fen auch für die Schaffung 
neuer Arbeitsplätze in ih-
rer Region, um diese vor 
Armut und Abwanderung 
zu bewahren.

Der Streik hat mehr als 
zwei Monate (bis Anfang 
August) angehalten. Er 
war von einer Reihe wei-
terer Aktionen begleitet, 

darunter Einsperrungen, 
Absperrungen von Stra-
ßen und Bahnstrecken, 
Generalstreiks und Demos 
in den Minengebieten, so-
wie einem Fußmarsch 
über hunderte Kilometer 
in die Hauptstadt Madrid, 
der mit einer Solidaritäts-
demonstration tausen-

der BürgerInnen aus Mad-
rid und aus anderen Teilen 
des Landes abgeschlossen 
wurde.

Die einzige Antwort der 
Regierung auf die Protes-
te war der Versuch, die 
Bewegung durch massive 
Einsätze von Gendarmerie 
und Polizei, die schwere 
Zusammenstöße mit den 
Kumpels provozierten, zu 
unterdrücken. Diese wur-
den von ständigen Per-
lustrierungen und Anhal-
tungen begleitet.

Die Szenen der Ausei-
nandersetzung zwischen 
Gendarmerie und Kum-
pels wurden anfänglich 
von den Leitmedien totge-
schwiegen. Mit der Zeit al-
lerdings war es nicht mehr 
möglich, den Konflikt zu 
verschweigen. Selbst die 
kapitalistischen Medien 
mussten die Bilder dieser 

schlachtähnlichen Sze-
nen zeigen, die eher zu ei-
nem BürgerInnenkrieg 
zu passen schienen. Die-
se Bilder inspirierten brei-
te Schichten von Jugend-
lichen und ArbeiterInnen, 
was zweifellos den groß-
artigen Empfang erklärt, 
der den MinenarbeiterIn-

nen später in Madrid be-
reitet wurde.

An dieser Stelle sollte an 
die Bedeutung erinnert 
werden, die die asturi-
schen Kumpels in der Ge-
schichte Spaniens für den 
Kampf und die Solidarität 
der ArbeiterInnen hatten: 
beispielsweise während 
der Revolution von 1934 
sowie während der Streiks 
1962, die als erstes wichti-
ges Aufbegehren der Ar-
beiterInnenbewegung zur 
Zeit des Franco-Regimes 
gelten.

Der unbefristete Streik 
dieses Jahr endete nach 
zwei Monaten an der Er-
schöpfung der Arbeite-
rInnen und auf Grund der 
mangelnden politischen 
Aktivität in Spanien im 
August. Aber das bedeutet 
keine Niederlage. Im Au-
genblick haben die Kum-

pels den kleinen Sieg er-
kämpft, dass in diesem 
Jahr keine Mine schlie-
ßen wird. Aber sie sind 
sich dessen bewusst, dass 
sie den Kampf fortführen 
müssen, um weiterhin ih-
re Arbeitsplätze und die 
Zukunft ihrer Regionen zu 
erhalten. In einigen Fab-
riken sind bereits weite-
re Streiks geplant, und im 
September soll es zu Ver-
sammlungen der Kumpels 
kommen, um über künf-
tige Aktionen zu entschei-
den.

Ohne Zweifel werden 
die MinenarbeiterInnen 
auch weiterhin eine Quel-
le der Inspiration für die 
spanische ArbeiterInnen-
klasse sein. Spaniens Ar-
beiterInnen stehen - unter 
dem Diktat der Finanz-
märkte - vor einer weite-
ren Kürzungswelle. Davon 
sind essentielle Dienst-
leistungen wie Bildung, 
Gesundheitsversorgung 
und Arbeitslosenunter-
stützung schwer betrof-
fen. Ministerpräsident Ra-
joy versucht sein Gesicht 
zu wahren, indem Spa-
nien angeblich nicht un-
ter den Rettungsschirm 
schlüpft, sondern „nur“ 
die Banken gerettet wer-
den. Aber so oder so: Es 
ist die spanische Arbeite-
rInnenklasse, die bluten 
wird. Diese Politik wird 

die Basis aufwühlen, so-
dass sie von der Gewerk-
schaftsführung nach der 
hohen Militanz des Ge-
neralstreiks vom 29. März 
noch entschlossenere Ak-
tionen verlangen wird. 
Spanien stehen weitere 
explosive Klassenkämp-
fe bevor – und die Bergar-
beiterInnen stehen an vor-
derster Front.

Die spanische CWI-Sek-
tion, Socialismo Revolu-
cionario, war beim Ein-
marsch der Kumpels in 
Madrid vor Ort. Wir be-
kundeten unsere Solida-
rität und forderten große 
öffentliche Investitionen 
zur Schaffung alternati-
ver Arbeitsplätze in den 
Minenregionen. Ein wei-
terer wichtiger Punkt ist 
die Schaffung eines Ener-
gieplans unter demokrati-
scher Kontrolle der Arbei-
terInnen, der sowohl die 
realen Bedürfnisse der Be-
völkerung als auch mög-
liche soziale und ökolo-
gische Auswirkungen be-
rücksichtigt. Außerdem 
ist es nötig, den Kampf mit 
Hilfe eines bundeswei-
ten 48-stündigen Gene-
ralstreiks gegen alle Spar-
maßnahmen auszuweiten.

ReporterInnen von 
Socialismo Revolucionario
CWI-Spanien
http://srev.blogspot.com/

MinenarbeiterInnen von Asturien, León und 
Aragón weisen ArbeiterInnenklasse den Weg
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In den USA� sind die Prei-
se für Mais, Soja & Wei-
zen seit Juni um 30-50% 
gestiegen. Auch wichtige 
Produzenten wie Indien, 
Russland oder Kasachstan 

sind betroffen. Zeitgleich 
wird in den USA 1/3 der 
Ernte für die „Bio-Sprit“ 
Produktion verwendet. 
Auch anderswo wird wei-
terhin für Tank statt Teller 
produziert, weil das hö-
here Profite bringt. Und 
die Lebensmittel-Speku-
lation, die den Preis weiter 
in die Höhe treibt, erreicht 
neue Rekorde.

Die Regierungen welt-
weit zeigen sich unfähig 
Maßnahmen zur Entspan-

nung der Lage zu ergrei-
fen. Ein Stopp der „Bio-
Sprit“ Produktion, ein 
Unterbinden der Spekula-
tionen, ein Umstellen an-
derer Agrar-Bereiche auf 

Lebensmittelproduktion 
etc. könnte in Afrika und 
Asien den Hungertod vie-
ler Menschen verhindern. 
Doch dem stehen die Pro-
fitinteressen entgegen.

Die Krise hat die Ar-
mut weltweit verschärft, 
Hunger ist auch in reiche 
Länder zurückgekehrt. 
In den USA konnten sich 
schon vor der Dürre Mil-
lionen Menschen nicht 
täglich satt essen. Das ist 
Sprengstoff. Die hohen Le-

bensmittelpreise haben in 
Nordafrika die Revolutio-
nen mitausgelöst. In Grie-
chenland haben die Men-
schen begonnen die Le-
bensmittel-Versorgung 

selbst gemeinsam zu or-
ganisieren. So konnte der 
Zwischenhandel umgan-
gen und die Preise deut-
lich gesenkt werden. Sol-
che Initiativen zeigen im 
Kleinen, was eine demo-
kratisch geplante Wirt-
schaft erreichen könnte. 
Profite dürfen besonders 
in Bereichen wie der Nah-
rungsmittelversorgung 
keine Rolle spielen!

Flo Klabacher

Offenen Auges in die Katastrophe

Repression in Kasachstan

Die voraussichtliche Hungerkatastrophe wegen 
der weltweiten Missernten wäre vermeidbar!

Jugendprotest

Die Verurteilung� der „Pus-
sy Riots“ in Russland hat 
weltweit Proteste ausge-
löst. Vorwärts sprach mit 
Rob Jones aus Moskau.

V:� Die Proteste gegen Pu-
tin scheinen abgekühlt zu 
sein. Hat der Fall der Pussy 
Riots sie neu entfacht?

R:� Tatsächlich sind die 
Proteste nur wegen de 
Sommerperiode zurück-
gegangen. Für Mitte Sep-
tember ist eine Demons-
tration geplant, die recht 
groß werden könnte. Die 
Verurteilung der Pus-
sy Riots ist nur die Spitze 
des Eisbergs der Repres-
sion gegen AktivistInnen. 
Es gab jüngst wieder eine 
Verhaftungswelle gegen 
die Opposition. Aber na-
türlich hat die oppositio-
nelle Stimmung dadurch 
einen neuen Kristallisati-
onspunkt erhalten. Um-
fragen zeigen, dass 49% 
der Menschen in Russland 
Putin nicht für eine vier-
te Amtsperiode wollen, 
42% unterstützen die Pro-
teste der Opposition und 
19% sind bereit daran teil-
zunehmen. Wir fordern 
nicht nur die Freilassung 
der Pussy Riots, sondern 
v.a. auch die sofortige und 
vollständige Trennung von 
Kirche und Staat.

V:� „Die Opposition“ ist ja 
nicht homogen. Was be-
deutet das in der Praxis?

R:� Die Songs der Pussy Ri-
ots richten sich v.a. gegen 
Putin und gegen die rus-
sisch-orthodoxe Kirche. 
Damit hat aber auch der 
rechte Teil der „Opposi-
tion“ große Probleme. Sie 
bestehen darauf, dass die 
„Einheit“ aller anti-Pu-
tin-Proteste gewahrt blei-
ben muss. Damit meinen 
sie aber eine Einheit mit 
der extremen Rechten und 
nationalistischen Kräften, 
die wiederum fanatische 
VertreterInnen der Kirche 
sind. Mit dem Argument 
der Einheit versuchen sie, 
auch linke und sozialisti-
sche Kräfte in der Bewe-
gung klein zu halten oder 
hinauszudrängen. Natür-
lich sind die Forderungen 
gegen Putin und für mehr 
Demokratie sehr wich-
tig. Aber viele ArbeiterIn-
nen haben noch ganz an-
dere Probleme. Die Löhne 
reichen nicht zum Leben 
und es herrscht Angst vor 
dem zweiten Wirtschafts-
einbruch. Die Proteste, die 
im Winter begonnen ha-
ben, breiten sich über ganz 
Russland aus und auch die 
Zahl der Streiks nimmt zu. 
Die Bewegung braucht kei-
ne künstliche Einheit, die 
nur eine Unterdrückung 
von linken Forderungen 
bedeutet, sondern eine 
neue und starke Partei für 
ArbeiterInnen und Jugend-
liche, die die sozialen und 
demokratischen Forderun-
gen verbinden kann!

„Nur die Spitze 
   des Eisbergs“

Vadim Kuramshin,� ein Men-
schenrechtsanwalt in Ka-
sachstan, der die un-
menschlichen Zustände in 
den Gefängnissen anklagt, 
wurde Anfang des Jahres 
verhaftet. Gegen ihn wird 
ein Scheinprozess geführt, 
ihn dem ihm fälschlicher-
weise Bestechung vorge-
worfen wird. Das Verfah-
ren wurde zwei Mona-
te lang eingestellt. Vadim 
protestierte schließlich 
mit einem Hungerstreik 
gegen die unrechtmäßige 
Verfahrensführung und 

Gefangennahme. Das CWI 
und „Campaign Kazakhs-
tan“ fordert in einer inter-
nationalen Solidaritäts-
kampagne die Freilassung 
von Vadim und allen an-
deren AktivistInnen und 
an Streiks beteiligt gewe-
senen ArbeiterInnen. Die 
Erfahrung zeigt, dass Pro-
test-E-Mails enorme Aus-
wirkungen auf die Haft-
bedingungen haben und 
den Druck auf das Regime 
massiv erhöhen. Muster-
briefe sind hier zu finden:
www.campaignkazakhstan.org

Hongkong:� Am 29. 7. de-
monstrierten 90 000 Schü- 
lerInnen, LehrerInnen und 
Eltern gegen den Plan der 
neuen Regierung, „pat-
riotische Erziehung“ in 
Schulen zu installieren. 
Der Vorschlag von „Soci-
alist Action“ (CWI-Hong 
Kong) für einen eintägigen 
Schulstreik fand große Un-
terstützung. Für das chi-
nesische Regime wird die 
Anti-Regierungs-Stim-
mung unter Jugendlichen 
immer mehr zum Problem.

www.chinaworker.info

Seattle, USA: „Tax the Rich!“
Nachrichten aus dem Komitee für eine ArbeiterInnenInternationale (CWI)

Das war� die Hauptforde-
rung von Kashma Sawant, 
der Kandidatin von „So-
cialist Alternative“ (CWI-
USA) für die Vorwahl zum 
Repräsentantenhaus des 
Bundesstaates Washing-
ton. Sie bekam fast 9 % der 
Stimmen in ihrem Wahl-
bezirk in Seattle. Das ist 
ein bemerkenswertes Er-
gebnis für das erste Mal 
einer Kampagne gegen das 

„Big Business“. Ihr Gegen-
kandidat, der Demokrat 
Jamie Pedersen, hatte 85 
000 Dollar von Wohlha-

benden und Unternehmen 
für seinen Wahlkampf be-
kommen, Kashma 10 000 
von gewöhnlichen Arbei-
terInnen und Jugendli-
chen. U. a. wurde sie von 
den TransportsarbeiterIn-
nen, einer der größten Ge-
werkschaften in Seattle, 
unterstützt. Ihr Ergebnis 
erschüttert das Establish-
ment und zeigt die Unter-
stützung für eine Bewe-
gung gegen die Kürzungs-
politik von Unternehmen 
und Regierung.
www.socialistalternative.org
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Volksabstimmungen:
Mehr (Schein-)Demokratie? 

Aktuell kommen� die Vor-
schläge zum Ausbau der 
Volksabstimmungen v.a. 
von ÖVP und FPÖ - jenen 
Parteien, die, als sie ge-
meinsam an der Regierung 
waren, massiv antidemo-
kratische Maßnahmen 
durchsetzten. Verschärfte 
Polizeirepression und Ein-
schüchterungsversuche 
gegen DemonstrantInnen 
kommen aus einem ÖVP-
Ministerium. Offensicht-
lich will die ÖVP mit Vor-
stößen in Richtung „mehr 
Demokratie“ ihre Korrup-
tionskrise überwinden.

Die zentrale Frage lau-
tet: Bedeuten Volksabstim-
mungen automatisch mehr 
Demokratie? Nein. Im alten 
Rom konnte das Volk (nicht 
die SklavInnen) über vieles 
abstimmen. Demokratisch 
war das trotzdem nicht, 
weil die Abstimmungen 
meistens gekauft waren. 
SozialistInnen, Gewerk-
schafterInnen oder lokale 
Initiativen können Volks-
abstimmungen manchmal 
nutzen. Trotzdem bleibt 
der Rahmen der „direkten“ 
Demokratie“ genauso be-
grenzt, wie der des Parla-
mentarismus. Wann abge-
stimmt wird, die Fragestel-
lung, wer mitstimmen darf 
und v.a. wer welche finan-
ziellen Mittel hat – das al-
les liegt in den Händen der 
Herrschenden.

Es ist kann Bewegungen 
sogar schwächen, wenn 
Linke eine Volksabstim-
mung verlangen und so 
die eigentliche Bewegung 
auf ein Abstellgleis stel-
len. Das wesentliche Ele-
ment auch bei einer Volks-
abstimmung ist die eigen-

ständige starke politische 
Bewegung. Typisch dafür 
ist die Abstimmung über 
die Inbetriebnahme des 
AKW Zwentendorf. Schon 
mit dem Bau entstand eine 
starke Bewegung. Die SPÖ-
Spitze glaubte, sich mit ei-
ner schnellen Volksab-
stimmung und einer Pro-
pagandawelle die Mehrheit 
sichern zu können. Der 
Plan ging nur knapp der 
daneben. Es ist aber kein 
Zufall, dass die aus linker 
Sicht einzige positive Ab-
stimmung das Ergebnis ei-
ner starken Bewegung war.

Viel öfter konnten Volks-
abstimmungen von den 
Herrschenden benutzt 
werden, wie etwa zum EU-
Beitritt 1994. Damals wur-
de das „Ja“ mit einer un-
glaublichen Medienwelle 
und Erpressungen erkauft. 
Jedem Haushalt wurde ver-
sprochen, pro Monat 1.000 
Schilling zu sparen. Beleg-
schaften wurden mit der 
Drohung erpresst, bei ei-
nem „Nein“ abzuwandern.

Um ein politisches Ziel 
durchzusetzen, braucht 
es konkreten Widerstand, 
Demonstrationen, Be-
setzungen und Streiks. Je 
mehr, desto größer ist die 
Chance, sich durchzuset-
zen. Auch wenn Volksab-
stimmungen erzwungen 
werden, bleibt das Ergeb-
nis ein Ausdruck der rea-
len Kräfteverhältnisse. Mit 
einer Volksabstimmung 
ist der Kampf noch nicht 
vorbei, wie die mehrma-
ligen Abstimmungen zu 
EU-Verträgen in Irland der 
letzten Jahre zeigen. 

Michael Gehmacher,  
SLP-Bundesleitung

Wir leben� in einer reprä-
sentativen Demokratie. 
Zumindest den Buchsta-
ben der Verfassung nach. 
Ein nüchterner Befund 
zeigt jedoch, dass in den 
letzten Jahren immer brei-
tere Interessen und Hal-
tungen der Menschen in 
den Parlamenten gar nicht 
mehr vertreten sind. Neu-
tralität, Sozialstaat, öf-
fentliches Eigentum, EU-
Austritt: teilweise wird 
nicht einmal die Mehr-
heitsmeinung der Men-
schen von auch nur einem 
Abgeordneten in Parla-
ment oder Landtagen ver-
treten. Die politische Or-
ganisation der Menschen 
über Parteien und Inter-
essensorganisationen ist 
einerseits entlang von In-
teressenslagen und Über-
zeugungen organisiert, 
andererseits aber vertikal 
so strukturiert, dass die-
se dem Herrschaftswillen 
der Eliten untergeordnet 
bleiben. Die Konkurrenz-
demokratie mit ihren me-
dialen Materialschlach-
ten führt dazu, dass Men-
schen sich mit der Ent-
scheidung über falsche 

und nebensächliche Al-
ternativen herumquälen. 
Über Parteienfinanzie-
rung und Zugang zu öf-
fentlichen Kassen wird die 
Durchsetzung des Elite-
willens gehebelt. Willfäh-
riges Personal wird lau-
fend aufs Neue rekrutiert. 
Vor dem Hintergrund der 
enorm gewachsenen Be-
deutung des öffentlichen 
Sektors im aktuellen Ka-
pitalismus entblößt dies 
die Krisenanfälligkeit die-
ses Herrschaftssystems.

Die Durchsetzung di-
rektdemokratischer Ins-
trumente könnte hier ei-
nige Störungen in die ge-
wohnten Abläufe bringen. 
So fordert die Solidar-
werkstatt in ihrem Pro-
gramm den Ausbau der 
direkten Demokratie, ins-
besondere in Bezug auf 
Verfassungsänderungen 
und die Organisation der 
sozialen, politischen und 
wirtschaftlichen Infra-
struktur. Volksbegehren, 
die mehr als 100.000 Un-
terstützerInnen gewin-
nen, sollen zwingend ei-
ner Volksabstimmung zu-
geführt werden. 

Freilich dürfen wir uns 
von verfassungsrecht-
lichen Änderungen zur 
Stärkung direkter Demo-
kratie allein auch keine 
Wunder erwarten. Die So-
lidarwerkstatt geht in ih-
rem Programm auch weit 
darüber hinaus und for-
dert insgesamt die Neu-
organisation der demo-
kratischen Willensbil-
dung durch Stärkung der 
Gemeinden. Ausgehend 
von den Gemeinden soll 
ein Bundesgemeinderat 
den derzeitigen machtlo-
sen Bundesrat ersetzen. 
Auch geht es uns um ei-
ne Stärkung der betriebli-
chen Mitbestimmung und 
der Erweiterung der Teil-
habemöglichkeiten der 
Menschen insgesamt. 

Der Schlüssel zu mehr 
Demokratie ist letztlich 
die Selbstorganisation der 
Menschen.

Boris Lechthaler,  
aktiv in der  

Solidarwerkstatt Österreich

Volksabstimmungen� sind in aller Munde: Sie werden als 
Heilmittel für die Krise der etablierten Politik präsen-
tiert. Gefordert werden sie sogar von Regierungspartei-
en. Bringen sie wirklich ein Mehr an Demokratie? Ei-
ne Debatte zwischen Boris Lechthaler, Solidarwerkstatt 
und Michael Gehmacher, SLP

Mehr Demokratie? 
Ja, aber echte!

Volksabstimmung – ein Instrument 
zur Durchsetzung einer solidarischen 
und demokratischen Wende?
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Die Bilder� der 46 ermor-
deten Bergarbeiter gin-
gen um die Welt. Demo-
cratic Socialist Movement 
(DSM), die südafrikanische 
Schwesterpartei der SLP, 
ist seit Jahren in der Re-
gion und mit den Bergleu-
ten aktiv. Schon 2009 gab 
es große Streiks gegen Mi-
nenschließungen und die 
katastrophalen Arbeits-
bedingungen. Die Arbeiter 
verdienen rund 400 Eu-
ro /Monat. Die Ereignisse 

– das größte Massaker seit 
dem Ende der Apartheid - 

machen noch intensivere 
Arbeit nötig. Die DSM for-
dert u.a. eine Vergesell-
schaftung der Minen. Der 
Platinkonzern Lonmin hat 
Milliarden, der Staat redet 
vom nationalen Schulter-
schluss. 

 
Die DSM braucht  
unsere finanzielle Hilfe! 

Bitte überweisen auf 
PSK 8812.733 (BLZ: 60.000) 
Kennwort: Südafrika

Aus der SLP

NIEDERÖSTERREICH

Die SLP-Treffpunkte
GMUNDEN

SLP-Ortsgruppe 
jeweils Mittwoch, 1830 Uhr 
im ‘Wiener Café’ 
Esplanade Gmunden

GRAZ

SLP-Ortsgruppe 
jeweils Mittwoch, 1800 Uhr 
im ‘Stockwerk’ 
Jakominiplatz 18

LINZ

SLP-Ortsgruppe 
jeweils Montag, 1800 Uhr 
im ‘Alte Welt’, Hauptplatz 4

SALZBURG-STADT

SLP-Ortsgruppe 
jeweils Mittwoch, 1830 Uhr 
im ‘Shakespeare’ 
Hubert-Sattler-Gasse 3 
Nähe Mirabellplatz

NIEDEROSTERREICH

unregelmäßige Treffen 
Infos per E-Mail slp@slp.at 

WIEN

Ursachen der Krise  
Marxistische Analyse
mit Wolfram Klein,  
CWI Deutschland

am 5. September, 1900 Uhr 
in der ‘Pizzeria La Piazza’ 
20., Gaussplatz 7, Linie 31; 
Linie 5A

Weitere Themen und  
Treffen in Wien findest Du  
auf www.slp.at

Kein SLP-Treffen in der Nähe?� 
Wir helfen Dir beim Aufbau! 

Schluss mit rassisti-
schen Gesetzen und Ab-
schiebungen! MigrantIn-
nen sind nicht die Ursa-
che für soziale Proble-
me. Gemeinsamer Kampf 
von ÖsterreicherInnen 
und MigrantInnen für die 

volle rechtliche, politi-
sche und soziale Gleich-
stellung aller hier leben-
den Menschen.

Jeden Tag werden in Ös-
terreich im Schnitt bis zu 
sieben Menschen abge-
schoben, jährlich mehre-
re hundert Kinder (Quel-
le: Asylkoordination). Das 
Asylgesetz wurde nicht nur 
von schwarz-blau, sondern 
besonders auch durch Be-
teiligung der SPÖ in den 
letzten Jahren massiv ver-

schärft. Das steht in Ein-
klang mit der Politik der 
EU. Die bekämpft durch 
repressive und rassistische 
Gesetze nicht die Probleme, 
die der Kapitalismus verur-
sacht. Sondern sie bekämpft 
die Menschen, die aufgrund 

von politischer Verfolgung, 
Krieg oder wirtschaftli-
cher Not ihr Land verlassen 
müssen, in der Hoffnung 
auf eine Zukunft. Wer je mit 
Einwanderungsbehörden 
in Österreich zu tun hatte, 
weiß, wie absurd und teil-
weise widersprüchlich die 
Regelungen sind. Gleich-
zeitig spitzen Wirtschafts-
kammer und Industriellen-
vereinigung auf billige und 
leicht ausbeutbare Arbeits-
kräfte. Klar ist: Wer ille-

gal arbeiten muss, ist umso 
leichter ausbeutbar und er-
pressbar. Je schlechter die 
rechtliche Gleichstellung 
von hier lebenden Men-
schen ist, desto leichter ist 
es für die Unternehmen, 
das Lohnniveau zu drü-

cken. Rassismus ist für die 
KapitalistInnen ein will-
kommenes Instrument, um 
einen Teil der Bevölkerung 
gegen den anderen ausspie-
len zu können und von den 
wahren Verantwortlichen 
abzulenken. Wir sind nur 
so stark wie das schwächste 
Glied der Kette. Die einzige 
Möglichkeit sie zu stärken 
ist, für gleiche Rechte für 
alle in Österreich lebenden 
Menschen kämpfen. Und 
zwar gemeinsam.

SLP-Programm genau erklärt:

Schluss mit rassistischen Gesetzen
und Abschiebungen! 

Die SLP� ist für ihre vielen 
Aktionen bekannt. Kommt 
deswegen bei uns die The-
orie zu kurz? Nein! Es ge-
hört zu unserer politischen 
Arbeit, sich intensiv mit 
politischen Themen aus-
einanderzusetzen. Oh-
ne Verständnis eines The-
mas und eines gut ausge-
arbeiteten marxistischen 
Standpunkts wären viele 
erfolgreiche Kampagnen 
unmöglich. Eine wichti-
ge Rolle spielen dabei die 
Ortsgruppen. Eine weite-

re gute Möglichkeit, poli-
tische Bildung im wahrs-
ten Sinne des Wortes nicht 
nur trocken durchzuzie-
hen, ist das jährliche SLP-
Sommerseminar am Neu-
feldersee. 

SLP-GenossInnen� aus Salz-
burg, Linz, Gmunden und 
Wien trafen sich am See, 
es nahmen auch CWI-Mit-
glieder aus den USA, Polen 
und Ungarn teil. Anhand 
marxistischer Klassiker 
ging es u.a. um die Frage, 

wie eine sozialistische Re-
volution in ihren verschie-
denen Phasen ausschaut. 
Welches Programm ist nö-
tig? Welche konkreten Er-
fahrungen mit revolutio-
närer Entwicklung gibt es 
in Griechenland und Ka-
sachstan? Außerdem gab 
es eine Debatte zu Volks-
abstimmung und Demo-
kratie im Kapitalismus und 
spannende Berichte über 
die Occupy-Bewegung in 
den USA.

SLP-Sommer-Seminar: Baden mit Marx

SozialistInnen in Südafrika brauchen Geld 
für Solidaritätskampagne in Rustenburg 

Andere über uns

Jetzt abonnieren: www.slp.at
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Jahres-Abo (10 Ausgaben)
€ 24,– Normal-Abo 
€ 14,– Sozial-Abo für Menschen ohne eigenem Einkommen 
ab € 7.-/Monat: Alles Inklusive Abo (alle Publikationen der SLP) 

Die SLP initiierte� die Initiative „Familien und FreundInnen 
gegen Abschiebung“. Gemeinsam mit Betroffenen, ih-
rem sozialen Umfeld und AntirassistInnen soll gegen Ab-
schiebungen gekämpft werden. Start war eine hochka-
rätige Pressekonferenz: Neben der SLP nahmen Ute Bock 
und der Obmann von Asyl in Not, Michael Genner, teil, 
aber nicht zuletzt auch die von Abschiebung bedrohten 
Asylwerber Yaya und Zekerye.

Abo-Zahlungen & Spenden: PSK (BLZ 60 000) Kto-Nr. 8812.733



FF Schluss mit Arbeitslosigkeit�, Lohnkürzung 
& Schikanen gegen Arbeitslose. Mindestlohn 
& Mindestpension von 1.200 Euro netto & 
Arbeitszeitverkürzung auf 30 Stunden pro 
Woche – d.h. Verteilung der vorhandenen 
Arbeit auf Alle bei vollem Lohn. Unbefristetes 
Arbeitslosengeld und Pension dürfen 
nicht unter dem Mindestlohn liegen.
FF Kapitalismus bringt immer wieder Krisen! 
Statt Subventionen aus unseren Steuern für 
Banken & Konzerne wollen wir ein öffentli-
ches Investitionsprogramm bei Gesundheit, 
Bildung, Wohnen, Umwelt & Verkehr. 
FF Der Kampf für Frauenrechte ist für uns 
Teil des Kampfes für eine sozialistische 
Gesellschaft! Für eine gerechte Entlohnung 
und Verteilung der bezahlten und unbe-
zahlten Arbeit! Flächendeckende kostenlose 
Betreuung von Kindern und Pflegebedürf-
tigen durch bezahlte Fachkräfte. Schluss 
mit Sexismus und Gewalt gegen Frauen!
FFWir mobilisieren gegen die Angriffe der 
radikalen Abtreibungsgegner auf das Selbst-
bestimmungsrecht von Frauen! Möglichkeit 
auf kostenlosen Schwangerschaftsabbruch in 
öffentlichen Spitälern in allen Bundesländern. 
FF Schluss mit rassistischen Gesetzen und 
Abschiebungen! MigrantInnen sind 
nicht die Ursache für soziale Probleme. 
Gemeinsamer Kampf von ÖsterreicherInnen 
und MigrantInnen für die volle rechtliche, 
politische und soziale Gleichstellung 
aller hier lebenden Menschen.

FF Die Jugend braucht eine Zukunft. Statt 
Kürzungen und Privatisierung mehr Geld 
für Bildung, die sich nicht an den Interessen 
der Wirtschaft orientiert, sondern kritische 
und selbständige Menschen zum Ziel hat. 
Ausreichend Lehrstellen & Jobs, von denen 
man leben kann, leistbare Wohnungen und 
Freizeiteinrichtungen ohne Konsumzwang.
FF Schluss mit der Diskriminierung, Stigmati-
sierung und Behinderung von Menschen mit 
besonderen Bedürfnissen. Für das Recht auf 
Selbstorganisierung und Selbstbestimmung.
FFVolle Gleichberechtigung für Schwule, 
Lesben, Transgenderpersonen & Bisexuelle
FF Nein zu polizeistaatlichen Methoden und 
privaten Sicherheitsdiensten, die nur die 
Interessen des Kapitals schützen. Statt auf 
Überwachungsstaat und Aufrüstung setzen 
wir auf soziale Sicherheit. Keine Kooperation 
& kein Beitritt zu einem Militärbündnis.
FF Sozialpartnerschaft bedeutet besonders 
heute Verschlechterungen. Statt Privilegien 
und Bürokratie im ÖGB für kämpferische 
und demokratische Gewerkschaften.
FF Faschistische und rechtsextreme Organi-
sation wie BFJ, NVP & auch die FPÖ sind 
eine reale Bedrohung für MigrantInnen, 
GewerkschafterInnen & Linke. Dagegen 
braucht es entschlossenen Widerstand und 
den Aufbau einer politischen Alternative!
FF SPÖ und Grüne sind diese Alternative nicht. 
Sie können die rechte Gefahr nicht stoppen. 
Wir wollen keine StellvertreterInnenpolitik, 

sondern wir brauchen eine neue starke, 
kämpferische sozialistische Partei für Arbei-
terInnen, Arbeitslose & Jugendliche, deren 
VertreterInnen keine Privilegien haben. 
FF Hunger, Krieg, Armut & Verschuldung 
sind die Folge imperialistischer, neoko-
lonialer Politik. Für internationale 
Solidarität & Zusammenarbeit der 
ArbeiterInnenbewegung.
FF Keine Privatisierung der Gewinne und 
Verstaatlichung der Verluste. Es reicht 
nicht, die Finanzmärkte zu regulieren und 
internationale Institutionen wie EU, IWF & 
Weltbank zu reformieren. Wir brauchen eine 
echte Alternative zum Kapitalismus. Darum 
sind wir für die Überführung der Banken 
& Konzerne in öffentliches Eigentum unter 
demokratischer Kontrolle & Verwaltung 
der Beschäftigten und der Gesellschaft.
FF Kapitalismus bedeutet Umweltzerstörung 
und Chaos. Nachhaltigkeit und Wohlstand 
durch eine demokratisch geplante 
Wirtschaft, die von gesellschaftlichen 
Bedürfnissen und nicht von Aktien-
kursen & Profiten bestimmt wird.
FF 	Eine revolutionäre Veränderung ist 
notwendig. Lediglich Reformen führen zu 
keinen grundlegenden Verbesserungen. Die 
ArbeiterInnenbewegung & die Jugend sind 
Kräfte, die den Bruch mit dem Kapitalismus 
& eine demokratische, sozialistische 
Gesellschaft erkämpfen können.
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Mehr auf Seite 11

In Politik und Wirtschaft� 
wird geschoben und be-
trogen, was das Zeug hält. 
Korrupte PolitikerInnen 
sind mitschuldig, aber 
letztlich nur Ausdruck des 
kapitalistischen Systems. 
Politik ist „konzentrier-
te Ökonomie“ (W.I. Lenin). 
Da verwundert es nicht, 
dass PolitikerInnen, die 

als Verwalter kapitalisti-
scher Interessen dienen, 
auch wie KapitalistInnen 
leben. 

Die SLP fordert Durch-
schnittslöhne für Politi-
kerInnen und die Strei-
chung aller Privilegien. 
Wie sollen uns Menschen 
vertreten, die vom Chauf-
feur im BMW zur „Arbeit“ 

kutschiert werden und 
z.B. als MinisterIn 16.320 € 
im Monat verdienen? Sol-
len wir solchen Leuten die 
Aufklärung von Korrupti-
onsskandalen überlassen? 

„Freiwillige Selbstkon-
trolle“ des Systems (z.B. 
A nt i-Kor r up t i on s au s-
schuss) bearbeitet höchs-
tens die Spitze des Eis-

bergs. Die Korruptions-
skandale müssen von un-
abhängigen Komitees aus 
betroffenen Belegschaften 
und Gewerkschaften auf-
geklärt, die Bücher und 
Bilanzen betroffener Par-
teien und Firmen offenge-
legt werden.

Statt Geheimverhand-
lungen müssen Politi-

kerInnen jederzeit Aus-
kunft darüber geben, was 
sie tun und.v.a. von wem 
sie Geld bekommen. Und 
wenn sie nicht die Interes-
sen der Menschen, die sie 
gewählt haben, vertreten, 
müssen sie auch jederzeit 
wieder abgewählt werden 
können!

Sebastian Kugler
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Durchschnittslohn  
für PolitikerInnen!
Weg mit allen Privilegien! 
Weg mit dem korrupten Establishment!

Proteste gegen radikale Abtreibungsgegner


